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Unternehmen Barbarossa
Am 22. Juni 1941 begann der Angriff Nazideutschlands auf die Sowjetunion. Dazu seien hier keine 
Kriegsgeschichten, sondern historische Dokumente darÄber prÅsentiert. Der Krieg ist nicht "gekom-
men", wie die Zeitgenossen vor und nach 1945 gerne sagten, er wurde bewusst ausgelÇst. Und bewirk-
te schlieÉlich nicht den Sieg des deutschen Herrenvolkes, sondern das Ende des Nationalsozialismus.

Die PlÄne fÅr den Zweiten Weltkrieg waren schon in "Mein Kampf" nachzulesen

Hitler war fest davon Äberzeugt, dass Deutschland seine wachsende BevÅlkerung nur durch Zugewinn von land-
wirtschaftlich nutzbaren FlÇchen ernÇhren kÅnnen wird. Eine Ansicht, die heute vÅllig absurd klingt, seinen Ur-
sprung damals vermutlich in den Notzeiten des Ersten Weltkriegs hatte. Bereits in seinem 1925 erschienen Buch 
"Mein Kampf" legte sich Hitler darauf fest, ein zukÄnftiges GroÉdeutschland mÄsse seinen "Lebensraum" nach 
Osten ausrichten.

"Die Erwerbung von neuem Grund und Boden zur Ansiedlung der Äberlaufenden Volkszahl besitzt unendlich viel 
VorzÄge, besonders wenn man nicht die Gegenwart, sondern die Zukunft ins Auge fasst. Schon die MÅglichkeit 
der Erhaltung eines gesunden Bauernstandes als Fundament der gesamten Nation kann niemals hoch genug einge-
schÇtzt werden. Viele unserer heutigen Leiden sind nur die Folge des ungesunden VerhÇltnisses zwischen Land-
und Stadtvolk. Ein fester Stock kleiner und mittlerer Bauern war noch zu allen Zeiten der beste Schutz gegen so-
ziale Erkrankungen, wie wir sie heute besitzen. Dies ist aber auch die einzige LÅsung, die eine Nation das tÇgliche 
Brot im inneren Kreislauf einer Wirtschaft finden lÇsst."

FÄr Kolonien, Äber die damals die europÇischen Staaten noch verfÄgten, war Hitler nicht so sehr: "Kolonien kÅn-
nen zu diesem Zweck so lange nicht dienen, als sie nicht zur Besiedelung mit EuropÇern in grÅÉtem MaÉe geeig-
net erscheinen. Auf friedlichem Wege aber waren solche Kolonialgebiete im 19. Jahrhundert nicht mehr zu erlan-
gen. Es wÄrde mithin auch eine solche Kolonialpolitik nur auf dem Wege eines schweren Kampfes durchzufÄhren 
gewesen sein, der aber dann zweckmÇÉiger nicht fÄr auÉereuropÇische Gebiete, sondern vielmehr fÄr Land im 
Heimatkontinent selbst ausgefochten worden wÇre." Daher kritisiert er die antibritische Politik des Kaiserreiches 
und legt sich auf Osteroberungen fest: "Wollte man in Europa Grund und Boden, dann konnte dies im gro-
Äen und ganzen nur auf Kosten Russlands geschehen, dann musste sich das neue Reich wieder auf der 
StraÄe der einstigen Ordensritter in Marsch setzen, um mit dem deutschen Schwert dem deutschen Pflug 
die Scholle, der Nation aber das tÅgliche Brot zu geben. FÄr eine solche Politik allerdings gab es in Europa nur 
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einen einzigen Bundesgenossen: England. Nur mit England allein vermochte man, den RÄcken gedeckt, den neuen 
Germanenzug zu beginnen." 

Als Alternativen sieht Hitler: Mit England gegen Russland oder mit Russland gegen Englands Kolonien. "War vor 
dem Kriege die Aufgabe einer deutschen AuÉenpolitik die Sicherstellung der ErnÇhrung unseres Volkes und sei-
ner Kinder auf diesem Erdball durch die Vorbereitung der Wege, die zu diesem Ziele fÄhren konnten, sowie die 
Gewinnung der dabei benÅtigten HilfskrÇfte in der Form zweckmÇÉiger Bundesgenossen, so ist sie heute die glei-
che, nur mit dem Unterschiede: Vor dem Kriege galt es, der Erhaltung des deutschen Volkstums zu dienen unter 
BerÄcksichtigung der vorhandenen Kraft des unabhÇngigen Machtstaates, heute gilt es, dem Volke erst die Kraft 
in der Form des freien Machtstaates wiederzugeben, die die Voraussetzung fÄr die spÇtere DurchfÄhrung einer 
praktischen AuÉenpolitik im Sinne der Erhaltung, FÅrderung und ErnÇhrung unseres Volkes fÄr die Zukunft ist." 

Die verlorenen Gebiete mÄssen wiedergewonnen werden, Frankreich ist der Todfeind, mÅgliche VerbÄndete sind 
England und Italien: "Eine kÄhle ÑberprÄfung der heutigen europÇischen MachtverhÇltnisse fÄhrt zu folgendem 
Ergebnis: Seit dreihundert Jahren wurde die Geschichte unseres Kontinents maÉgebend bestimmt durch den Ver-
such Englands, Äber dem Umwege ausgeglichener, sich gegenseitig bindender MachtverhÇltnisse der europÇi-
schen Staaten sich die notwendige RÄckendeckung fÄr groÉe, weltpolitische britische Ziele zu sichern. Die traditi-
onelle Tendenz der britischen Diplomatie, der in Deutschland nur die Ñberlieferung des preuÉischen Heeres ge-
genÄbergestellt zu werden vermag, lief seit dem Wirken der KÅnigin Elisabeth planmÇÉig darauf hinaus, jedes 
Emporsteigen einer europÇischen GroÉmacht Äber den Rahmen der allgemeinen GrÅÉenordnung hinaus mit allen 
Mitteln zu verhindern und, wenn nÅtig, durch militÇrische Eingriffe zu brechen. (...) Die wirtschaftsfriedliche Er-
oberung der Welt, die unseren Staatslenkern als der letzten Weisheit hÅchster Schluss erschien, wurde fÄr den 
englischen Politiker der Grund zur Organisation des Widerstandes dagegen. Dass sich dieser Widerstand in die 
Form eines umfassend organisierten Angriffs kleidete, entsprach dann vollstÇndig dem Wesen einer Staatskunst, 
deren Ziele eben nicht in der Erhaltung eines fragwÄrdigen Weltfriedens lagen, sondern in der Festigung der briti-
schen Weltherrschaft. Dass sich dabei England aller Staaten als Bundesgenossen bediente, die militÇrisch Äber-
haupt in Frage kommen konnten, entsprach ebenso sehr seiner traditionellen Vorsicht in der AbschÇtzung der 
Kraft des Gegners als der Einsicht in die augenblickliche eigene SchwÇche. Mit 'Skrupellosigkeit' kann man dies 
deshalb nicht bezeichnen, weil eine solche umfassende Organisation eines Krieges nicht zu beurteilen ist nach he-
roischen Gesichtspunkten, sondern nach zweckmÇÉigen." 

Die Ausweitung der Macht Frankreichs am europÅischen Kontinent als Folge des Weltkrieges, konnte nach 
Hitlers Meinung nicht im Interesse Englands liegen. "Welche Staaten besitzen zur Zeit kein Lebensinteresse 
daran, dass durch eine vollstÇndige Ausschaltung eines deutschen Mittel-Europas die franzÅsische Wirtschafts-
und MilitÇrmacht zur unbedingten, herrschenden Hegemonie-Stellung gelangt? Ja, welche Staaten werden auf 
Grund ihrer eigenen Daseinsbedingungen und ihrer bisherigen traditionellen politischen Leitung in einer solchen 
Entwicklung eine Bedrohung der eigenen Zukunft erblicken?"

Frankreich war Hitlers Todfeind: "Der unerbittliche Todfeind des deutschen Volkes ist und bleibt Frankreich. 
Ganz gleich, wer in Frankreich regierte oder regieren wird, ob Bourbonen oder Jakobiner, Napoleoniden oder 
bÄrgerliche Demokraten, klerikale Republikaner oder rote Bolschewisten: das Schlussziel ihrer auÉenpolitischen 
TÇtigkeit wird immer der Versuch einer Besitzergreifung der Rheingrenze sein und einer Sicherung dieses Stro-
mes fÄr Frankreich durch ein aufgelÅstes und zertrÄmmertes Deutschland. England wÄnscht kein Deutschland als 
Weltmacht, Frankreich aber keine Macht, die Deutschland heiÉt: ein denn doch sehr wesentlicher Unterschied! 
Heute aber kÇmpfen wir nicht fÄr eine Weltmachtstellung, sondern haben zu ringen um den Bestand unseres Va-
terlandes, um die Einheit unserer Nation und um das tÇgliche Brot fÄr unsere Kinder, wenn wir von diesem Ge-
sichtspunkte aus Ausschau halten wollen nach europÇischem Bundesgenossen, so bleiben nur zwei Staaten Äbrig: 
England und Italien. (...) Bei nÄchternster und kÇltester Ñberlegung sind es heute in erster Linie diese beiden Staa-
ten England und Italien, deren natÄrlichste eigene Interessen den Existenzvoraussetzungen der deutschen Nation 
wenigstens im allerwesentlichsten nicht entgegenstehen, ja in einem bestimmten MaÉe sich mit ihnen identifizie-
ren."

Hitlers Rassendenken: "Die AuÉenpolitik des vÅlkischen Staates hat die Existenz der durch den Staat zusam-
mengefassten Rasse auf diesem Planeten sicherzustellen, indem sie zwischen der Zahl und dem Wachstum des 
Volkes einerseits und der GrÅÉe und GÄte des Grund und Bodens andererseits ein gesundes, lebensfÇhiges, natÄr-
liches VerhÇltnis schafft. Als gesundes VerhÇltnis darf dabei immer nur jener Zustand angesehen werden, der die 
ErnÇhrung eines Volkes auf eigenem Grund und Boden sichert. Jeder andere Zustand, mag er auch Jahrhunderte, 
ja selbst Jahrtausende andauern, ist nichtsdestoweniger ein ungesunder und wird frÄher oder spÇter zu einer SchÇ-
digung, wenn nicht zur Vernichtung des betreffenden Volkes fÄhren.

Nur ein genÄgend groÉer Raum auf dieser Erde sichert einem Volke die Freiheit des Daseins. Dabei kann man die 
notwendige GrÅÉe des Siedlungsgebietes nicht ausschlieÉlich von den Erfordernissen der Gegenwart aus beurtei-
len, ja nicht einmal von der GrÅÉe des Bodenertrages, umgerechnet auf die Zahl des Volkes. Denn, wie ich schon 
im ersten Band unter Deutsche BÄndnispolitik vor dem Kriege ausfÄhrte, kommt der GrundflÇche eines Staates 
auÉer ihrer Bedeutung als direkter NÇhrquelle eines Volkes auch noch eine andere, die militÇrpolitische, zu. Wenn 
ein Volk in der GrÅÉe seines Grund und Bodens seine ErnÇhrung an sich gesichert hat, so ist es dennoch notwen-



3

dig, auch noch die Sicherstellung des vorhandenen Bodens selbst zu bedenken. Sie liegt in der allgemeinen 
machtpolitischen StÇrke des Staates, die wieder nicht wenig durch militÇrgeographische Gesichtspunkte bestimmt 
wird. So wird das deutsche Volk seine Zukunft nur als Weltmacht vertreten kÅnnen.

Deutschland ist heute keine Weltmacht. Selbst wenn unsere augenblickliche militÇrische Ohnmacht Äberwunden 
wÄrde, hÇtten wir doch auf diesen Titel keinerlei Anspruch mehr. Was bedeutet heute auf dem Planeten ein Gebil-
de, das in seinem VerhÇltnis von Volkszahl zur GrundflÇche so jÇmmerlich beschaffen ist wie das derzeitige Deut-
sche Reich? In einem Zeitalter, in dem allmÇhlich die Erde in den Besitz von Staaten aufgeteilt wird, von denen 
manche selbst nahezu Kontinente umspannen, kann man nicht von Weltmacht bei einem Gebilde reden, dessen 
politisches Mutterland auf die lÇcherliche GrundflÇche von kaum fÄnfhunderttausend Quadratkilometer be-
schrÇnkt ist. Rein territorial angesehen, verschwindet der FlÇcheninhalt des Deutschen Reiches vollstÇndig gegen-
Äber dem der so genannten WeltmÇchte." 

Die Frage stellte sich fÄr Hitler nur so: Deutschland wird Weltmacht oder Äberhaupt nicht sein, daher: "ziehen 
wir Nationalsozialisten bewusst einen Strich unter die auÄenpolitische Richtung unserer Vorkriegszeit. Wir 
setzen dort an, wo man vor sechs Jahrhunderten endete. Wir stoppen den ewigen Germanenzug nach dem 
SÇden und Westen Europas und weisen den Blick nach dem Land im Osten. Wir schlieÄen endlich ab die
Kolonial- und Handelspolitik der Vorkriegszeit und gehen Çber zur Bodenpolitik der Zukunft. Wenn wir 
aber heute in Europa von neuem Grund und Boden reden, kÉnnen wir in erster Linie nur an Russland und 
die ihm untertanen Randstaaten denken." 

Daraus folgt, man muss den Krieg vorbereiten:

"Der Grund und Boden, auf dem dereinst deutsche Bauerngeschlechter kraftvolle SÅhne zeugen kÅnnen, wird die 
Billigung des Einsatzes der SÅhne von heute zulassen, die verantwortlichen StaatsmÇnner aber, wenn auch von der 
Gegenwart verfolgt, dereinst freisprechen von Blutschuld und Volksopferung. Ich muss mich dabei schÇrfstens 
gegen jene vÅlkischen Schreiberseelen wenden, die in einem solchen Bodenerwerb eine 'Verletzung heiliger Men-
schenrechte' zu erblicken vorgeben und demgemÇÉ ihr Geschreibsel dagegen ansetzen. Man weiÉ ja nie, wer hin-
ter einem solchen Burschen steckt. Sicher ist nur, dass die Verwirrung, die sie anzurichten vermÅgen, den Feinden 
unseres Volkes erwÄnscht und gelegen kommt. Durch eine solche Haltung helfen sie frevelhaft mit, unserem Vol-
ke von innen heraus den Willen fÄr die einzig richtige Art der Vertretung seiner Lebensnotwendigkeiten zu 
schwÇchen und zu beseitigen. 

Denn kein Volk besitzt auf dieser Erde auch nur einen Quadratmeter Grund und Boden auf hÅheren Wunsch und 
laut hÅherem Recht. So wie Deutschlands Grenzen, Grenzen des Zufalls sind und Augenblicksgrenzen im jeweili-
gen politischen Ringen der Zeit, so auch die Grenzen der LebensrÇume der anderen VÅlker. Und so, wie die Ges-
taltung unserer ErdoberflÇche nur dem gedankenlosen Schwachkopf als graniten unverÇnderlich erscheinen mag, 
in Wahrheit aber nur fÄr jede Zeit einen scheinbaren Ruhepunkt in einer laufenden Entwicklung darstellt, geschaf-
fen in dauerndem Werden durch die gewaltigen KrÇfte der Natur, um vielleicht schon morgen durch grÅÉere KrÇf-
te ZerstÅrung oder Umbildung zu erfahren, so auch im VÅlkerleben die Grenzen der LebensrÇume. Staatsgrenzen 
werden durch Menschen geschaffen und durch Menschen geÇndert. 

Die Tatsache des Gelingens eines unmÇÉigen Bodenerwerbs durch ein Volk ist keine hÅhere Verpflichtung zur 
ewigen Anerkennung desselben. Sie beweist hÅchstens die Kraft der Eroberer und die SchwÇche der Dulder. Und 
nur in dieser Kraft allein liegt dann das Recht. Wenn das deutsche Volk heute, auf unmÅglicher GrundflÇche zu-
sammengepfercht, einer jÇmmerlichen Zukunft entgegengeht, so ist dies ebenso wenig ein Gebot des Schicksals, 
wie ein Auflehnen dagegen eine BrÄskierung desselben darstellt. Genau so wenig wie etwa eine hÅhere Macht ei-
nem anderen Volke mehr Grund und Boden als dem deutschen zugesprochen hat oder durch die Tatsache dieser 
ungerechten Bodenverteilung beleidigt wird. So wie unsere Vorfahren den Boden, auf dem wir heute leben, nicht 
vom Himmel geschenkt erhielten, sondern durch Lebenseinsatz erkÇmpfen mussten, so wird auch uns m Zukunft 
den Boden und damit das Leben fÄr unser Volk keine gÅttliche Gnade zuweisen, sondern nur die Gewalt eines 
siegreichen Schwertes."

Der Feldzug gegen Osten war damit bereits in den 1920er-Jahren festgelegt!

1937 konkretisierte Hitler seine KriegsplÅne. Die Besprechung Hitlers mit den zustÅndigen Ministern 
und MilitÅrs fand am 5. November 1937 statt, die nach dem Protokolloffizier benannte HoÉbach-
Niederschrift dieser Sitzung blieb erhalten:

Anwesend: Der FÄhrer und Reichskanzler, der Reichskriegsminister Generalfeldmarschall von Blomberg, der 
Oberbefehlshaber des Heeres Generaloberst Freiherr von Fritsch, der Oberbefehlshaber der Kriegsmarine Gene-
raladmiral Dr. h. c. Raeder, der Oberbefehlshaber der Luftwaffe Generaloberst GÅring, der Reichsminister des 
AuswÇrtigen Freiherr von Neurath, Oberst HoÉbach.

Der FÄhrer stellte einleitend fest, dass der Gegenstand der heutigen Besprechung von derartiger Bedeutung sei, 
dass dessen ErÅrterung in anderen Staaten wohl vor das Forum des Regierungskabinetts gehÅrte, er - der FÄhrer -
sÇhe aber gerade im Hinblick auf die Bedeutung der Materie davon ab, diese in dem groÉen Kreise des Reichska-
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binetts zum Gegenstand der Besprechung zu machen. Seine nachfolgenden AusfÄhrungen seien das Ergebnis ein-
gehender Ñberlegungen und der Erfahrungen seiner viereinhalbjÇhrigen Regierungszeit; er wolle den anwesenden 
Herren seine grundlegenden Gedanken Äber die EntwicklungsmÅglichkeiten und -notwendigkeiten unserer auÉen-
politischen Lage auseinandersetzen, wobei er im Interesse einer auf weite Sicht eingestellten deutschen Politik 
seine AusfÄhrungen als seine testamentarische Hinterlassenschaft fÄr den Fall seines Ablebens anzusehen bitte.

Der FÇhrer fÇhrte sodann aus:

Das Ziel der deutschen Politik sei die Sicherung und die Erhaltung der Volksmasse und deren Vermehrung. Somit 
handele es sich um das Problem des Raumes. Die deutsche Volksmasse verfÄge Äber 85 Millionen Menschen, die 
nach der Anzahl der Menschen und der Geschlossenheit des Siedlungsraumes in Europa einen in sich so fest ge-
schlossenen Rassekern darstelle, wie er in keinem anderen Land wieder anzutreffen sei und wie er andererseits das 
Anrecht auf grÅÉeren Lebensraum mehr als bei anderen VÅlkern in sich schlÅsse. Wenn kein dem deutschen Ras-
sekern entsprechendes politisches Ergebnis auf dem Gebiet des Raumes vorlÇge, so sei das eine Folge mehrhun-
dertjÇhriger historischer Entwicklung und bei Fortdauer dieses politischen Zustandes die grÅÉte Gefahr fÄr die Er-
haltung des deutschen Volkstums auf seiner jetzigen HÅhe. Ein Aufhalten des RÄckganges des Deutschtums in 
Österreich und in der Tschechoslowakei sei ebenso wenig mÅglich als die Erhaltung des augenblicklichen Standes 
in Deutschland selbst. Statt Wachstum setze Sterilisation ein, in deren Folge Spannungen sozialer Art nach einer 
Reihe von Jahren einsetzen mÄssten, weil politische und weltanschauliche Ideen nur solange von Bestand seien, 
als sie die Grundlage zur Verwirklichung der realen LebensansprÄche eines Volkes abzugeben vermÅchten. Die 
deutsche Zukunft sei daher ausschlieÉlich durch die LÅsung der Raumnot bedingt, eine solche LÅsung kÅnne na-
turgemÇÉ nur fÄr eine absehbare, etwa 1-3 Generationen umfassende Zeit gesucht werden.

Bevor er sich der Frage der Behebung der Raumnot zuwende, sei die Ñberlegung anzustellen, ob im Wege der 
Autarkie oder einer gesteigerten Beteiligung an der Weltwirtschaft eine zukunftsreiche LÅsung der deutschen La-
ge zu erreichen sei.

Autarkie: DurchfÄhrung nur mÅglich bei straffer nationalsozialistischer StaatsfÄhrung, welche die Voraussetzung 
sei, als Resultat der VerwirklichungsmÅglichkeit sei festzustellen:

A. Auf dem Gebiet der Rohstoffe nur bedingte, nicht aber totale Autarkie.
1. Soweit Kohle zur Gewinnung von Rohprodukten in Betracht komme, sei Autarkie durchfÄhrbar.
2. Schon auf dem Gebiet der Erze Lage viel schwieriger. Eisenbedarf = Selbstdeckung mÅglich und Leichtmetall, 
bei anderen Rohstoffen - Kupfer, Zinn dagegen nicht.
3. Faserstoffe - Selbstdeckung, soweit Holzvorkommen reicht. Eine DauerlÅsung nicht mÅglich.
4. ErnÇhrungsfette mÅglich.

B. Auf dem Gebiet der Lebensmittel sei die Frage der Autarkie mit einem glatten 'nein' zu beantworten.

Mit der allgemeinen Steigerung des Lebensstandards sei gegenÄber den Zeiten vor 30-40 Jahren eine Steigerung 
des Bedarfs und ein gesteigerter Eigenkonsum auch der Produzenten, der Bauern, Hand in Hand gegangen. Die 
ErlÅse der landwirtschaftlichen Produktionssteigerung seien in die Deckung der Bedarfssteigerung Äbergegangen, 
stellten daher keine absolute Erzeugungssteigerung dar. Eine weitere Steigerung der Produktion unter Anspan-
nung des Bodens, der infolge der KunstdÄngung bereits ErmÄdungserscheinungen aufweise, sei kaum noch mÅg-
lich und daher sicher, dass selbst bei hÅchster Produktionssteigerung eine Beteiligung am Weltmarkt nicht zu um-
gehen sei. Der schon bei guten Ernten nicht unerhebliche Ansatz von Devisen zur Sicherstellung der ErnÇhrung 
durch Einfuhr steigere sich bei MiÉernten zu katastrophalem AusmaÉ.

Die MÅglichkeit der Katastrophe wachse in dem MaÉe der BevÅlkerungszunahme, wobei der GeburtenÄberschuss 
von jÇhrlich 560 000 auch insofern einen erhÅhten Brotkonsum im Gefolge habe, da das Kind ein stÇrkerer Brot-
esser als der Erwachsene sei.

Den ErnÇhrungsschwierigkeiten durch Senkung des Lebensstandards und durch Rationalisierung auf die Dauer zu 
begegnen, sei in einem Erdteil annÇhernd gleicher Lebenshaltung unmÅglich. Seitdem mit LÅsung des Arbeitslo-
senproblems die volle Konsumkraft in Wirkung getreten sei, wÇren wohl noch kleine Korrekturen unserer land-
wirtschaftlichen Eigenproduktion, nicht aber eine tatsÇchliche Ünderung der ErnÇhrungsgrundlage mÅglich. Da-
mit sei die Autarkie sowohl auf dem ErnÇhrungsgebiet als auch in der TotalitÇt hinfÇllig.

Beteiligung an der Weltwirtschaft: Ihr seien Grenzen gezogen, die wir nicht zu beheben vermÅchten. Einer siche-
ren Fundierung der deutschen Lage stÇnden die Konjunkturschwankungen entgegen, die HandelsvertrÇge bÅten 
keine GewÇhr fÄr die praktische DurchfÄhrung. insbesondere sei grundsÇtzlich zu bedenken, dass seit dem Welt-
krieg eine Industrialisierung gerade frÄherer ErnÇhrungsausfuhrlÇnder stattgefunden habe. Wir lebten im Zeitalter 
wirtschaftlicher Imperien, in welchem der Trieb zur Kolonisierung sich wieder dem Urzustand nÇhere; bei Japan 
und Italien lÇgen dem Ausdehnungsdrang wirtschaftliche Motive zu Grunde ebenso wie auch fÄr Deutschland die 
wirtschaftliche Not den Antrieb bilden wÄrde. FÄr LÇnder auÉerhalb der groÉen Wirtschaftsreiche sei die MÅg-
lichkeit wirtschaftlicher Expansion besonders erschwert.

Der durch die RÄstungskonjunkturen verursachte Auftrieb in der Weltwirtschaft kÅnne niemals die Grundlage zu 
einer wirtschaftlichen Regelung fÄr einen lÇngeren Zeitraum bilden, welch letzterer vor allem auch die vom Bol-
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schewismus ausgehenden WirtschaftszerstÅrungen im Wege stÄnden. Es sei eine ausgesprochene militÇrische 
SchwÇche derjenigen Staaten, die ihre Existenz auf dem AuÉenhandel aufbauten. Da unser AuÉenhandel Äber die 
durch England beherrschten Seegebiete fÄhre, sei es mehr eine Frage der Sicherheit des Transportes als eine sol-
che der Devisen, woraus die groÉe SchwÇche unserer ErnÇhrungssituation im Kriege erhelle.

Die einzige, uns vielleicht traumhaft erscheinende Abhilfe lÇge in der Gewinnung eines grÅÉeren Lebensraumes, 
ein Streben, das zu allen Zeiten die Ursache der Staatenbildungen und VÅlkerbewegungen gewesen sei. Dass die-
ses Streben in Genf und bei den gesÇttigten Staaten keinem Interesse begegne, sei erklÇrlich. Wenn die Sicherheit 
unserer ErnÇhrungslage im Vordergrund stÇnde, so kÅnne der hierfÄr notwendige Raum nur in Europa gesucht 
werden, nicht aber ausgehend von liberalistisch-kapitalistischen Auffassungen in der Ausbeutung von Kolonien. 
Es handele sich nicht um die Gewinnung von Menschen, sondern von landwirtschaftlich nutzbarem Raum. Auch 
die Rohstoffgebiete seien zweckmÇÉiger im unmittelbaren Anschluss an das Reich in Europa und nicht in Ñbersee 
zu suchen, wobei die LÅsung sich fÄr ein bis zwei Generationen auswirken mÄsse. Was darÄber hinaus in spÇteren 
Zeiten notwendig werden sollte, mÄsse nachfolgenden Geschlechtern Äberlassen bleiben. Die Entwicklung groÉer 
Weltgebilde gehe nun einmal langsam vor sich, das deutsche Volk mit seinem starken Rassekern finde hierfÄr die 
gÄnstigsten Voraussetzungen inmitten des europÇischen Kontinents. Dass jede Raumerweiterung nur durch Bre-
chen von Widerstand und unter Risiko vor sich gehen kÅnne, habe die Geschichte aller Zeiten - RÅmisches Welt-
reich, Englisches Empire - bewiesen. Auch RÄckschlÇge seien unvermeidbar. Weder frÄher noch heute habe es 
herrenlosen Raum gegeben, der Angreifer stoÉe stets auf den Besitzer.

FÇr Deutschland laute die Frage, wo grÉÄter Gewinn unter geringstem Einsatz zu erreichen sei.

Die deutsche Politik habe mit den beiden Hassgegnern England und Frankreich zu rechnen, denen ein starker 
deutscher Koloss inmitten Europas ein Dorn im Auge sei, wobei beide Staaten eine weitere deutsche Erstarkung 
sowohl in Europa als auch in Ñbersee ablehnten und sich in dieser Ablehnung auf die Zustimmung aller Parteien 
stÄtzen kÅnnten. In der Errichtung deutscher militÇrischer StÄtzpunkte in Ñbersee sÇhen beide LÇnder eine Bedro-
hung ihrer Ñberseeverbindungen, eine Sicherung des deutschen Handels und rÄckwirkend eine StÇrkung der deut-
schen Position in Europa.

England kÅnne aus seinem Kolonialbesitz infolge des Widerstandes der Dominien keine Abtretungen an uns vor-
nehmen. Nach dem durch Ñbergang Abessiniens in italienischen Besitz eingetretenen Prestigeverlust Englands sei 
mit einer RÄckgabe Ostafrikas nicht zu rechnen. Das Entgegenkommen Englands werde sich bestenfalls in dem 
Anheimstellen ÇuÉern, unsere kolonialen WÄnsche durch Wegnahme solcher Kolonien zu befriedigen, die sich 
z.Z. in nicht englischem Besitz befÇnden z.B. Angola. In der gleichen Linie werde sich das franzÅsische Entge-
genkommen bewegen.

Eine ernsthafte Diskussion wegen der RÄckgabe von Kolonien an uns kÇme nur zu einem Zeitpunkt in Betracht, in 
dem England sich in einer Notlage befÇnde und das deutsche Reich stark und gerÄstet sei. Die Auffassung, dass 
das Empire unerschÄtterlich sei, teile der FÄhrer nicht. Die WiderstÇnde gegen das Empire lÇgen weniger in den 
eroberten LÇndern als bei den Konkurrenten. Das Empire und das RÅmische Weltreich seien hinsichtlich der Dau-
erhaftigkeit nicht vergleichbar; dem letzteren habe seit den punischen Kriegen kein machtpolitischer Gegner 
ernsthafteren Charakters gegenÄber gestanden. Erst die vom Christentum ausgehende auflÅsende Wirkung und die 
sich bei jedem Staat einstellenden Alterserscheinungen hÇtten das alte Rom dem Ansturm der Germanen erliegen 
lassen.

Neben dem englischen Empire stÇnden schon heute eine Anzahl ihm Äberlegener Staaten. Das englische Mutter-
land sei nur im Bunde mit anderen Staaten, nicht aus eigener Kraft in der Lage, seinen Kolonialbesitz zu verteidi-
gen. Wie solle England allein z. B. Kanada gegen einen Angriff Amerikas, seine ostasiatischen Interessen gegen 
einen solchen Japans verteidigen!

Das Herausstellen der englischen Krone als TrÇger des Zusammenhaltes des Empire sei bereits das EingestÇndnis, 
dass das Weltreich machtpolitisch auf die Dauer nicht zu halten sei.

Bedeutungsvolle Hinweise in dieser Richtung seien:
a) Das Streben Irlands nach SelbstÇndigkeit.
b) Die VerfassungskÇmpfe in Indien, wo England durch seine halben MaÉnahmen den Indern die MÅglichkeit er-
Åffnet habe, spÇterhin die NichterfÄllung der verfassungsrechtlichen Versprechungen als Kampfmittel gegen Eng-
land zu benutzen.
c) Die SchwÇchung der englischen Position in Ostasien durch Japan.
d) Der Gegensatz im Mittelmeer zu Italien, welches - unter Berufung auf seine Geschichte, getrieben aus Not und 
gefÄhrt durch ein Genie - seine Machtstellung ausbaue und sich hierdurch in zunehmendem MaÉe gegen englische 
Interessen wen den mÄsse. Der Ausgang des abessinischen Krieges sei ein Prestigeverlust Englands, den Italien 
durch SchÄren in der mohammedanischen Welt zu vergrÅÉern bestrebt sei.

In summa sei festzustellen, dass trotz aller ideeller Festigkeit das Empire machtpolitisch auf die Dauer nicht mit 
45 Millionen EnglÇndern zu halten sei. Das VerhÇltnis der BevÅlkerungszahl des Empires zu der des Mutterlandes 
von 9 : 1 sei eine Warnung fÄr uns, bei Raumerweiterungen nicht die in der eigenen Volkszahl liegende Plattform 
zu gering werden zu lassen.
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Die Stellung Frankreichs sei gÄnstiger als die Englands. Das franzÅsische Reich sei territorial besser gelagert, die 
Einwohner seines Kolonialbesitzes stellten einen militÇrischen Machtzuwachs dar. Aber Frankreich gehe innenpo-
litischen Schwierigkeiten entgegen. Im Leben der VÅlker nehmen die parlamentarische Regierungsform etwa 
10%, die autoritÇre etwa 90% der Zeit ein. Immerhin seien heute in unsere politischen Berechnungen als Macht-
faktoren einzusetzen: England, Frankreich, Russland und die angrenzenden kleineren Staaten.

Zur LÅsung der deutschen Frage kÅnne es nur den Weg der Gewalt geben, dieser niemals risikolos sein. Die 
KÇmpfe Friedrichs d.Gr. um Schlesien und die Kriege Bismarcks gegen Österreich und Frankreich seien von un-
erhÅrtem Risiko gewesen und die Schnelligkeit des preuÉischen Handelns 1870 habe Österreich vom Eintritt in 
den Krieg ferngehalten. Stelle man an die Spitze der nachfolgenden AusfÄhrungen den Entschluss zur Anwendung 
von Gewalt unter Risiko, dann bleibe noch die Beantwortung der Fragen 'wann' und wie. Hierbei seien drei FÇlle 
zu entscheiden:

Fall 1: Zeitpunkt 1943-1945. Nach dieser Zeit sei nur noch eine VerÇnderung zu unseren Ungunsten zu erwarten.

Die AufrÄstung der Armee, Kriegsmarine, Luftwaffe sowie die Bildung des Offizierkorps seien annÇhernd been-
det. Die materielle Ausstattung und Bewaffnung seien modern, bei weiterem Zuwarten lÇge die Gefahr ihrer Ver-
altung vor. Besonders der Geheimhaltungsschutz der 'Sonderwaffen' lieÉe sich nicht immer aufrecht erhalten. Die 
Gewinnung von Reserven beschrÇnke sich auf die laufenden RekrutenjahrgÇnge, ein Zusatz aus Çlteren unausge-
bildeten JahrgÇngen sei nicht mehr verfÄgbar.

Im VerhÇltnis zu der bis dahin durchgefÄhrten AufrÄstung der Umwelt nÇhmen wir an relativer StÇrke ab. Wenn 
wir bis 1943/45 nicht handelten, kÅnne infolge des Fehlens von Reserven jedes Jahr die ErnÇhrungskrise bringen, 
zu deren Behebung ausreichende Devisen nicht verfÄgbar seien. Hierin sei ein 'SchwÇchungsmoment des Re-
gimes' zu erblicken. Zudem erwarte die Welt unseren Schlag und treffe ihre GegenmaÉnahmen von Jahr zu Jahr 
mehr. WÇhrend die Umwelt sich abriegele, seien wir zur Offensive gezwungen.

Wie die Lage in den Jahren 1943/45 tatsÇchlich sein wÄrde, wisse heute niemand. Sicher sei nur, dass wir nicht 
lÇnger warten kÅnnen.

Auf der einen Seite die groÉe Wehrmacht mit der Notwendigkeit der Sicherstellung ihrer Unterhaltung, das Ül-
terwerden der Bewegung und ihrer FÄhrer, auf der anderen Seite die Aussicht auf Senkung des Lebensstandards 
und auf GeburteneinschrÇnkung lieÉen keine andere Wahl als zu handeln. Sollte der FÄhrer noch am Leben sein, 
so sei es sein unabÇnderlicher Entschluss, spÇtestens 1943/45 die deutsche Raumfrage zu lÅsen. Die Notwendig-
keit zum Handeln vor 1943/45 kÇme im Fall 2 und 3 in Betracht.

Fall 2: Wenn die sozialen Spannungen in Frankreich sich zu einer derartigen innenpolitischen Krise auswachsen 
sollten, dass durch letztere die franzÅsische Armee absorbiert und fÄr eine Kriegsverwendung gegen Deutschland 
ausgeschaltet wÄrde, sei der Zeitpunkt zum Handeln gegen die Tschechei gekommen.

Fall 3: Wenn Frankreich durch einen Krieg mit einem anderen Staat so gefesselt ist, dass es gegen Deutschland 
nicht 'vorgehen' kann.

Zur Verbesserung unserer militÇr-politischen Lage mÄsse in jedem Fall einer kriegerischen Verwicklung unser 1. 
Ziel sein, die Tschechei und gleichzeitig Österreich niederzuwerfen, um die Flankenbedrohung eines etwaigen 
Vorgehens nach Westen auszuschalten. Bei einem Konflikt mit Frankreich sei wohl nicht damit zu rechnen, dass 
die Tschechei am gleichen Tage wie Frankreich uns den Krieg erklÇren wÄrde. In dem MaÉe unserer SchwÇchung 
wÄrde jedoch der Wille zur Beteiligung am Kriege in der Tschechei zunehmen, wobei ihr Eingreifen sich durch 
einen Angriff nach Schlesien, nach Norden oder nach Westen bemerkbar machen kÅnne.

Sei die Tschechei niedergeworfen, eine gemeinsame Grenze Deutschland-Ungarn gewonnen, so kÅnne eher mit 
einem neutralen Verhalten Polens in einem deutsch-franzÅsischen Konflikt gerechnet werden. Unsere Abmachun-
gen mit Polen behielten nur solange Geltung als Deutschlands StÇrke unerschÄttert sei. bei deutschen RÄckschlÇ-
gen mÄsse ein Vorgehen Polens gegen OstpreuÉen, vielleicht auch gegen Pommern und Schlesien in Rechnung 
gestellt werden.

Bei Annahme einer Entwicklung der Situation, die zu einem planmÇÉigen Vorgehen unsererseits in den Jahren 
1943/45 fÄhre, sei das Verhalten Frankreichs, Englands, Italiens, Polens, Russlands voraussichtlich folgenderma-
Éen zu beurteilen:

An sich glaube der FÄhrer, dass mit hoher Wahrscheinlichkeit England, voraussichtlich aber auch Frankreich die 
Tschechen bereits im Stillen abgeschrieben und sich damit abgefunden hÇtten, dass diese Frage eines Tages durch 
Deutschland bereinigt wÄrde. Die Schwierigkeiten des Empire und die Aussicht in einen lang wÇhrenden europÇi-
schen Krieg erneut verwickelt zu werden, seien bestimmend fÄr eine Nichtbeteiligung Englands an einem Kriege 
gegen Deutschland. Die englische Haltung werde gewiss nicht ohne EinfluÉ auf die Frankreichs sein. Ein Vorge-
hen Frankreichs ohne die englische UnterstÄtzung und in der Voraussicht, dass seine Offensive an unseren West-
befestigungen sich festlaufe, sei wenig wahrscheinlich. Ohne die Hilfe Englands sei auch nicht mit einem Durch-
marsch Frankreichs durch Belgien und Holland zu rechnen, der auch bei einem Konflikt mit Frankreich fÄr uns 
auÉer Betracht bleiben mÄsse, da es in jedem Fall die Feindschaft Englands zur Folge haben mÄsste. NaturgemÇÉ 
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sei eine Abriegelung im Westen in jedem Fall wÇhrend der DurchfÄhrung unseres Angriffs gegen die Tschechei 
und Österreich notwendig.

Hierbei sei zu berÄcksichtigen, dass die VerteidigungsmaÉnahmen der Tschechei von Jahr zu Jahr an StÇrke zu-
nÇhmen und dass auch eine Konsolidierung der inneren Werte der Åsterreichischen Armee im Laufe der Jahre 
stattfÇnde. Wenn auch die Besiedelung insbesondere der Tschechei keine dÄnne sei, so kÅnne die Einverleibung 
der Tschechei und Österreichs den Gewinn von Nahrungsmitteln fÄr 5-6 Millionen Menschen bedeuten unter 
Zugrundelegung, dass eine zwangsweise Emigration aus der Tschechei von zwei, aus Österreich von einer Million 
Menschen zur DurchfÄhrung gelange. Die Angliederung der beiden Staaten an Deutschland bedeute militÇr-
politisch eine wesentliche Entlastung infolge kÄrzerer, besserer Grenzziehung, Freiwerdens von StreitkrÇften fÄr 
andere Zwecke und der MÅglichkeit der Neuaufstellung von Truppen bis in HÅhe von etwa 12 Divisionen, wobei 
auf 1 Million Einwohner eine neue Division entfalle.

Von der Seite Italiens sei[en] gegen die Beseitigung der Tschechei keine Einwendungen zu erwarten, wie dagegen 
seine Haltung in der Åsterreichischen Frage zu bewerten sei, entziehe sich der heutigen Beurteilung und sei we-
sentlich davon abhÇngig, ob der Duce noch am Leben sei.

Das MaÉ der Ñberraschung und der Schnelligkeit unseres Handelns sei fÄr die Stellungnahme Polens entschei-
dend. Gegen ein siegreiches Deutschland wird Polen - mit Russland im RÄcken - wenig Neigung haben, in den 
Krieg einzutreten.

Einem militÇrischen Eingreifen Russlands mÄsse durch die Schnelligkeit unserer Operationen begegnet werden; 
ob ein solches Äberhaupt in Betracht kommen werde, sei angesichts der Haltung Japans mehr als fraglich.

Trete der Fall 2 - Lahmlegung Frankreichs durch einen BÄrgerkrieg - ein, so sei infolge Ausfall des gefÇhrlichsten 
Gegners die Lage jederzeit zum Schlag gegen die Tschechei auszunutzen.

In gewissere NÇhe sÇhe der FÄhrer den Fall 3 gerÄckt, der sich aus den derzeitigen Spannungen im Mittelmeer 
entwickeln kÅnne und den er eintretendenfalls zu jedem Zeitpunkt, auch bereits im Jahre 1938, auszunutzen ent-
schlossen sei ...

Wenn Deutschland diesen Krieg zur Erledigung der tschechischen und Åsterreichischen Frage ausnutze, so sei mit 
Wahrscheinlichkeit anzunehmen, dass England - im Kriege mit Italien liegend - sich nicht zu einem Vorgehen ge-
gen Deutschland entschlieÉen wÄrde. Ohne die englische UnterstÄtzung sei eine kriegerische Handlung Frank-
reichs gegen Deutschland nicht zu erwarten.

Der Zeitpunkt unseres Angriffs auf die Tschechei und Åsterreich mÄsse abhÇngig von dem Verlauf des italienisch-
englischfranzÅsischen Krieges gemacht werden und lÇge nicht etwa gleichzeitig mit der ErÅffnung der kriegeri-
schen Handlungen dieser drei Staaten. Der FÄhrer denke auch nicht an militÇrische Abmachungen mit Italien, 
sondern wolle in eigener SelbstÇndigkeit und unter Ausnutzung dieser sich nur einmal bietenden gÄnstigen Gele-
genheit den Feldzug gegen die Tschechei beginnen und durchfÄhren, wobei der Ñberfall auf die Tschechei 'blitz-
artig schnell' erfolgen mÄsse.

Feldmarschall von Blomberg und Generaloberst von Fritsch wiesen bei der Beurteilung der Lage wiederholt auf 
die Notwendigkeit hin, dass England und Frankreich nicht als unsere Gegner auftreten dÄrften, und stellten fest, 
dass durch den Krieg gegen Italien das franzÅsische Heer nicht in dem Umfange gebunden sei, dass es nicht noch 
mit Ñberlegenheit all unserer Westgrenze auf den Plan treten kÅnne. Die mutmaÉlich an der Alpengrenze gegen-
Äber Italien zum Einsatz gelangenden franzÅsischen KrÇfte veranschlagte Generaloberst von Fritsch auf etwa 20 
Divisionen, so dass immer noch eine starke franzÅsische Ñberlegenheit an unserer Westgrenze bliebe, der als 
Aufgabe nach deutschem Denken der Einmarsch in das Rheinland zu unterstellen sei, wobei noch besonders der 
Vorsprung Frankreichs in der Mobilmachung in Rechnung zu stellen und zu berÄcksichtigen sei, dass abgesehen 
von dem ganz geringen Wert unseres derzeitigen Standes der Befestigungsanlagen - worauf Feldmarschall von 
Blomberg besonders hinwies - die fÄr den Westen vorgesehenen vier mot[orisierten] Divisionen mehr oder weni-
ger bewegungsunfÇhig seien. Hinsichtlich unserer Offensive nach SÄdosten machte Feldmarschall von Blomberg 
nachdrÄcklich auf die StÇrke der tschechischen Befestigungen aufmerksam, deren Ausbau den Charakter einer 
Maginot-Linie angenommen hÇtte und unseren Angriff aufs ÜuÉerste erschwere.

Generaloberst von Fritsch erwÇhnte, dass es gerade Zweck einer durch ihn angeordneten Studie dieses Winters 
sei, die MÅglichkeiten der FÄhrung der Operationen gegen die Tschechei unter besonderer BerÄcksichtigung der 
Ñberwindung des tschechischen Festungssystems zu untersuchen; der Generaloberst brachte ferner zum Aus-
druck, dass er unter den obwaltenden VerhÇltnissen davon absehen mÄsse, seinen am 10. 11. beginnenden Aus-
landsurlaub durchzufÄhren. Diese Absicht lehnte der FÄhrer mit der BegrÄndung ab, dass die MÅglichkeit des 
Konfliktes noch nicht als so nahe bevorstehend anzusehen sei.

GegenÄber dem Einwand des AuÉenministers, dass ein italienisch-englisch-franzÅsischer Konflikt noch nicht in 
so greifbarer NÇhe sei als es der FÄhrer anzunehmen schiene, stellte der FÄhrer als den ihm hierfÄr mÅglich er-
scheinenden Zeitpunkt den Sommer 1938 hin. Zu den seitens des Feldmarschalls von Blomberg und des General-
obersten von Fritsch hinsichtlich des Verhaltens Englands und Frankreichs angestellten Ñberlegungen ÇuÉerte der 
FÄhrer in Wiederholung seiner bisherigen AusfÄhrungen, dass er von der Nichtbeteiligung Englands Äberzeugt sei 



8

und daher an eine kriegerische Aktion Frankreichs gegen Deutschland nicht glaube. Sollte der in Rede stehende 
Mittelmeerkonflikt zu einer allgemeinen Mobilmachung in Europa fuhren, so sei unsererseits sofort gegen die 
Tschechei anzutreten, sollten dagegen die am Kriege nicht beteiligten MÇchte ihr Desinteressement erklÇren, so 
habe sich Deutschland diesem Verhalten zunÇchst anzuschlieÉen.

Generaloberst GÅring hielt angesichts der AusfÄhrungen des FÄhrers es fÄr geboten, an einen Abbau unseres mili-
tÇrischen Spanienunternehmens zu denken. Der FÄhrer stimmt dem insoweit zu, als er den Entschluss einem ge-
eigneten Zeitpunkt vorbehalten zu glauben solle.

Der zweite Teil der Besprechungen befasste sich mit materiellen RÄstungsfragen.

FÄr die Richtigkeit: Oberst d. G. - gez. HoÉbach 

Am 31.7.1940 legt Hitler den Termin fÄr die Invasion GroÉbritanniens fÄr den 15. September fest, der 
Angriff auf die Sowjetunion soll im FrÄhjahr 1941 erfolgen, die UdSSR sei innerhalb von fÄnf Monaten 
niederzuwerfen. Die Invasion Englands fand nie statt, die Planung fÄr einen Eroberungskrieg gegen die 
Sowjetunion wurde in Angriff genommen, am 18. 12. 1940 Hitlers Weisung Nr. 21 - Fall Barbarossa 
vorgelegt. Hier der Text dieses MilitÅrdokuments.

Die deutsche Wehrmacht muss darauf vorbereitet sein, auch vor Beendigung des Krieges gegen England 
Sowjetrussland in einem schnellen Feldzug niederzuwerfen (Fall Barbarossa).

Das Heer wird hierzu alle verfÄgbaren Ver-
bÇnde einzusetzen haben mit der EinschrÇn-
kung, dass die besetzten Gebiete gegen Ñber-
raschungen gesichert sein mÄssen.

FÄr die Luftwaffe wird es darauf ankommen, 
fÄr den Ostfeldzug so starke KrÇfte zur Unter-
stÄtzung des Heeres freizumachen, dass mit 
einem raschen Ablauf der Erdoperationen ge-
rechnet werden kann und die SchÇdigung des 
ostdeutschen Raumes durch feindliche Luftan-
griffe so gering wie mÅglich bleibt. Diese 
Schwerpunktbildung im Osten findet ihre 
Grenze in der Forderung, dass der gesamte von 
uns beherrschte Kampf und RÄstungsraum ge-
gen feindliche Luftangriffe hinreichend ge-
schÄtzt bleiben muss und die Angriffshand-
lungen gegen England, insbesondere seine Zu-
fuhr, nicht zum Erliegen kommen dÄrfen.

Der Schwerpunkt des Einsatzes der Kriegsma-
rine bleibt auch wÇhrend eines Ostfeldzuges 
eindeutig gegen England gerichtet. Den Auf-
marsch gegen Sowjetrussland werde ich gege-
benenfalls acht Wochen vor dem beabsichtig-
ten Operationsbeginn befehlen. Vorbereitun-
gen, die eine lÇngere Anlaufzeit benÅtigen, 
sind soweit noch nicht geschehen schon jetzt 
in Angriff zu nehmen und bis zum 15.5.41 ab-
zuschlieÉen.

Entscheidender Wert ist jedoch darauf zu le-
gen, dass die Absicht eines Angriffes nicht er-
kennbar wird.

Die Vorbereitungen der Oberkommandos sind auf folgender Grundlagen zu treffen:

I. Allgemeine Absicht:

Die im westlichen Russland stehende Masse des russischen Heeres soll in kÄhnen Operationen unter weitem Vor-
treiben von Panzerkeilen vernichtet, der Abzug kampfkrÇftiger Teile in die Weite des russischen Raumes verhin-
dert werden.

In rascher Verfolgung ist dann eine Linie zu erreichen, aus der die russische Luftwaffe reichsdeutsches Gebiet 
nicht mehr angreifen kann. Das Endziel der Operation ist die Abschirmung gegen das asiatische Russland aus der 
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allgemeinen Linie Wolga Archangelsk. So kann erforderlichenfalls das letzte Russland verbleibende Industriege-
biet am Ural durch die Luftwaffe ausgeschaltet werden.

Im Zuge dieser Operationen wird die russische Ostseeflotte schnell ihre StÄtzpunkte verlieren und damit nicht 
mehr kampffÇhig sein.

Wirksames Eingreifen der russischen Luftwaffe ist schon bei Beginn der Operation durch kraftvolle SchlÇge zu 
verhindern.

Il. Voraussichtliche VerbÇndete und deren Aufgaben:

1.) Auf den FlÄgeln unserer Operation ist mit der aktiven Teilnahme RumÇniens und Finnlands am Kriege gegen 
Sowjetrussland zu rechnen. In welcher Form die StreitkrÇfte beider LÇnder bei ihrem Eingreifen deutschem Befehl 
unterstellt werden, wird das Oberkommando der Wehrmacht zeitgerecht vereinbaren und festlegen.

2.) RumÇniens Aufgabe wird es sein, den Angriff des deutschen SÄdflÄgels, wenigstens in seinen AnfÇngen, mit 
ausgesuchten KrÇften zu unterstÄtzen, den Gegner dort, wo deutsche KrÇfte nicht angesetzt sind, zu fesseln und im 
Ñbrigen Hilfsdienste im rÄckwÇrtigen Gebiet zu leisten.

3.) Finnland wird den Aufmarsch der aus Norwegen kommenden abgesetzten deutschen Nordgruppe (Teile der 
Gruppe XXI) zu decken und mit ihr gemeinsam zu operieren haben. Daneben wird Finnland die Ausschaltung von 
HangÅ zufallen.

4.) Mit der MÅglichkeit, dass schwedische Bahnen und StraÉen fÄr den Aufmarsch der deutschen Nordgruppe spÇ-
testens von Operationsbeginn an zur VerfÄgung stehen, kann gerechnet werden.

III. Die FÇhrung der Operationen:

A.) Heer (in Genehmigung der mir vorgetragenen Absichten):

In dem durch die PripetsÄmpfe in eine sÄdliche und eine nÅrdliche HÇlfte getrennten Operationsraum ist der 
Schwerpunkt nÅrdlich dieses Gebietes zu bilden. Hier sind 2 Heeresgruppen vorzusehen.

Der sÄdlichen dieser beiden Heeresgruppen Mitte der Gesamtfront fÇllt die Aufgabe zu, mit besonders starken 
Panzer und mot. VerbÇnden aus dem Raum um und nÅrdlich Warschau vorbrechend die feindlichen KrÇfte in 
WeiÉrussland zu zersprengen. Dadurch muss die Voraussetzung geschaffen werden fÄr das Eindrehen von starken 
Teilen der schnellen Truppen nach Norden, um im Zusammenwirken mit der aus OstpreuÉen in allgemeiner Rich-
tung Leningrad operierenden nÅrdlichen Heeresgruppe die im Baltikum kÇmpfenden feindlichen KrÇfte zu ver-
nichten. Erst nach Sicherstellung dieser vordringlichsten Aufgabe, welcher die Besetzung von Leningrad und 
Kronstadt folgen muss, sind die Angriffsoperationen zur Besitznahme des wichtigen Verkehrs und RÄstungszent-
rums Moskau fortzufÄhren.

Nur ein Äberraschend schnell eintretender Zusammenbruch der russischen Widerstandskraft kÅnnte es rechtferti-
gen, beide Ziele gleichzeitig anzustreben.

Die wichtigste Aufgabe der Gruppe XXI bleibt auch wÇhrend der Ostoperationen der Schutz Norwegens. Die dar-
Äber hinaus verfÄgbaren KrÇfte sind im Norden (Geb. Korps) zunÇchst zur Sicherung des Petsamo-Gebietes und 
seiner Erzgruben sowie der EismeerstraÉe einzusetzen, um dann gemeinsam mit finnischen KrÇften gegen die 
Murmansk Bahn vorzustoÉen und die Versorgung des Murmansk Gebietes auf dem Landwege zu unterbinden.

Ob eine derartige Operation mit stÇrkeren deutschen KrÇften (2-3 Div.) aus dem Raum von Rovaniemi und sÄd-
lich gefÄhrt werden kann, hÇngt von der Bereitwilligkeit Schwedens ab, seine Eisenbahnen fÄr einen solchen 
Aufmarsch zur VerfÄgung zu stellen.

Der Masse des finnischen Heeres wird die Aufgabe zufallen, in Ñbereinstimmung mit den Fortschritten des deut-
schen NordflÄgels mÅglichst starke russische KrÇfte durch Angriff westlich oder beiderseits des Ladoga Sees zu 
fesseln und sich in den Besitz von HangÅ zu setzen.

Auch bei der sÄdlich der PripetsÄmpfe angesetzten Heeresgruppe ist in konzentrischer Operation und mit starken 
FlÄgeln die vollstÇndige Vernichtung der in der Ukraine stehenden russischen KrÇfte noch westlich des Dnjepr 
anzustreben. Hierzu ist der Schwerpunkt aus dem Raum von Lublin in allgemeiner Richtung Kiew zu bilden, wÇh-
rend die in RumÇnien befindlichen KrÇfte Äber den unteren Pruth hinweg einen weit abgesetzten Umfassungsarm 
bilden. Der rumÇnischen Armee wird die Fesselung der dazwischen befindlichen russischen KrÇfte zufallen.

Sind die Schlachten sÄdlich bzw. nÅrdlich der PripetsÄmpfe geschlagen, ist im Rahmen der Verfolgung anzustre-
ben:

im SÄden die frÄhzeitige Besitznahme des wehrwirtschaftlich wichtigen Donez Beckens,

im Norden das schnelle Erreichen von Moskau. Die Einnahme dieser Stadt bedeutet politisch und wirtschaftlich 
einen entscheidenden Erfolg, darÄber hinaus den Ausfall des wichtigsten Eisenbahnknotenpunktes.

B.) Luftwaffe:
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Ihre Aufgabe wird es sein, die Einwirkung der russischen Luftwaffe soweit wie mÅglich zu lÇhmen und auszu-
schalten sowie die Operationen des Heeres in ihren Schwerpunkten, namentlich bei der mittleren Heeresgruppe 
und auf dem SchwerpunktflÄgel der sÄdlichen Heeresgruppe, zu unterstÄtzen. Die russischen Bahnen werden je 
nach ihrer Bedeutung fÄr die Operationen zu unterbrechen bzw. in ihren wichtigsten nahegelegenen Objekten 
(FlussÄbergÇnge!) durch kÄhnen Einsatz von Fallschirm- und Luftlandetruppen in Besitz zu nehmen sein.

Um alle KrÇfte gegen die feindliche Luftwaffe und zur unmittelbaren UnterstÄtzung des Heeres zusammenfassen 
zu kÅnnen, ist die RÄstungsindustrie wÇhrend der Hauptoperationen nicht anzugreifen. Erst nach dem Abschluss 
der Bewegungsoperationen kommen derartige Angriffe, in erster Linie gegen das Uralgebiet, in Frage.

C.) Kriegsmarine:

Der Kriegsmarine fÇllt gegen Sowjetrussland die Aufgabe zu, unter Sicherung der eigenen KÄste ein Ausbrechen 
feindlicher SeestreitkrÇfte aus der Ostsee zu verhindern. Da nach dem Erreichen von Leningrad der russischen 
Ostseeflotte der letzte StÄtzpunkt genommen und diese dann in hoffnungsloser Lage sein wird, sind vorher grÅÉe-
re Seeoperationen zu vermeiden.

Nach dem Ausschalten der russischen Flotte wird es darauf ankommen, den vollen Seeverkehr in der Ostsee, da-
bei auch den Nachschub fÄr den nÅrdlichen HeeresflÄgel Äber See, sicherzustellen (MinenrÇumung!)

IV. Alle von den Herren Oberbefehlshabern auf Grund dieser Weisung zu treffenden Anordnungen mÄssen ein-
deutig dahin abgestimmt sein, dass es sich um VorsichtsmaÉnahmen handelt fÄr den Fall, dass Russland seine bis-
herige Haltung gegen uns Çndern sollte. Die Zahl der frÄhzeitig zu den Vorarbeiten heranzuziehenden Offiziere ist 
so klein wie mÅglich zu halten, weitere Mitarbeiter sind so spÇt wie mÅglich und nur in dem fÄr die TÇtigkeit je-
des Einzelnen erforderlichen Umfang einzuweisen, Sonst besteht die Gefahr, dass durch ein Bekanntwerden unse-
rer Vorbereitungen, deren DurchfÄhrung zeitlich noch gar nicht festliegt, schwerste politische und militÇrische 
Nachteile entstehen.

V. VortrÇgen der Herren Oberbefehlshaber Äber ihre weiteren Absichten auf Grund dieser Weisung sehe ich ent-
gegen. Die beabsichtigten Vorbereitungen aller Wehrmachtteile sind mir, auch in ihrem zeitlichen Ablauf, Äber 
das Oberkommando der Wehrmacht zu melden. 

(gez.) Adolf Hitler

Zur KriegsfÄhrung gegen die Sowjetunion wurden Sonderregelungen festgelegt, die mit den gÄltigen 
Konventionen der KriegsfÄhrung nicht mehr viel zu tun hatten, hier einige dieser Dokumente:

Oberkommando der Wehrmacht, 13.MÇrz 1941

Richtlinien auf Sondergebieten zur Weisung Nr. 21 (Fall Barbarossa)

I. Operationsgebiet und vollziehende Gewalt.
1.) In OstpreuÉen und im Generalgouvernement werden spÇtestens 4 Wochen vor Operationsbeginn durch OKW 
die innerhalb der Wehrmacht fÄr ein Operationsgebiet gÄltigen Befehlsbefugnisse und Bestimmungen fÄr die Ver-
sorgung in Kraft gesetzt werden. Vorschlag legt OKH zeitgerecht nach Einvernehmen mit Ob. d. L. vor.
Eine ErklÇrung OstpreuÉens und des Generalgouvernements zum Operationsgebiet des Heeres ist nicht beabsich-
tigt. Dagegen ist der Ob.d.H. auf Grund der nichtverÅffentlichten FÄhrererlasse vom 19. und 21.10.1939 berech-
tigt, diejenigen MaÉnahmen anzuordnen, die zur DurchfÄhrung seines militÇrischen Auftrages und zur Sicherung 
der Truppe notwendig sind. Diese ErmÇchtigung kann er auf die Oberbefehlshaber der Heeresgruppen und Ar-
meen weiter Äbertragen. Derartige Anordnungen gehen allen anderen Obliegenheiten und den Weisungen ziviler 
Stellen vor.
2.) Das im Zuge der Operationen zu besetzende russische Gebiet soll, sobald der Ablauf der Kampfhandlungen es 
erlaubt, nach besonderen Richtlinien in Staaten mit eigenen Regierungen aufgelÅst werden.

Hieraus folgert:
a) Das mit dem Vorgehen des Heeres Äber die Grenzen des Reiches und der Nachbarstaaten gebildete Operations-
gebiet des Heeres ist der Tiefe nach soweit als mÅglich zu beschrÇnken. Der Ob. d. H. hat die Befugnis, in diesem 
Gebiet die vollziehende Gewalt auszuÄben mit der ErmÇchtigung, sie auf die Oberbefehlshaber der Heeresgrup-
pen und Armeen zu Äbertragen.
b) Im Operationsgebiet des Heeres erhÇlt der ReichsfÄhrer SS zur Vorbereitung der politischen Verwaltung Son-
deraufgaben im Auftrage des FÄhrers, die sich aus dem endgÄltig auszutragenden Kampf zweier entgegengesetz-
ter politischer Systeme ergeben. Im Rahmen dieser Aufgaben handelt der ReichsfÄhrer SS selbstÇndig und in ei-
gener Verantwortung. Im Ñbrigen wird die dem Ob. d. H. und den von ihm beauftragten Dienststellen Äbertragene 
vollziehende Gewalt hierdurch nicht berÄhrt. Der ReichsfÄhrer SS sorgt dafÄr, dass bei DurchfÄhrung seiner Auf-
gaben die Operationen nicht gestÅrt werden. NÇheres regelt das OKH mit dem ReichsfÄhrer SS unmittelbar.
c) Sobald das Operationsgebiet eine ausreichende Tiefe erreicht hat, wird es rÄckwÇrts begrenzt. Das neubesetzte 
Gebiet rÄckwÇrts des Operationsgebietes erhÇlt eine eigene politische Verwaltung. Es wird entsprechend den 
volkstumsmÇÉigen Grundlagen und in Anlehnung an die Grenzen der Heeresgruppen zunÇchst in Nord (Balti-
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kum), Mitte (WeiÉrussland), und SÄd (Ukraine) unterteilt. In diesen Gebieten geht die politische Verwaltung auf 
Reichskommissare Äber, die ihre Richtlinien vom FÄhrer empfangen.
3.) Zur DurchfÄhrung aller militÇrischen Aufgaben in den politischen Verwaltungsgebieten rÄckwÇrts des Opera-
tionsgebietes werden Wehrmachtbefehlshaber eingesetzt, die dem Chef des Oberkommandos der Wehrmacht un-
terstehen.

Der Wehrmachtbefehlshaber ist der oberste Vertreter der Wehrmacht in dem betreffenden Gebiet und Äbt die mili-
tÇrischen Hoheitsrechte aus. Er hat die Aufgaben eines Territorialbefehlshabers und die Befugnisse eines Armee-
oberbefehlshabers bzw. Kommandierenden Generals.

In dieser Eigenschaft obliegen ihm vor allem folgende Aufgaben: 
a) Enge Zusammenarbeit mit dem Reichskommissar, um ihn in seiner politischen Aufgabe zu unterstÄtzen.
b) Ausnutzung des Landes und Sicherung seiner wirtschaftlichen Werte fÄr die Zwecke der deutschen Wirtschaft 
(s. Ziff . 4).
c) Ausnutzung des Landes fÄr die Versorgung der Truppe nach den Anforderungen des O.K.H.
d) MilitÇrische Sicherung des gesamten Gebietes, vor allem der FlughÇfen, NachschubstraÉen und Nachschubein-
richtungen gegen Aufruhr, Sabotage und feindliche Fallschirmtruppen.
e) StraÉenverkehrsregelung.
f) Regelung der Unterkunft fÄr Wehrmacht, Polizei und Organisationen, fÄr Kriegsgefangene, sofern sie in den 
Verwaltungsgebieten bleiben.

GegenÄber den zivilen Dienststellen hat der Wehrmachtbefehlshaber das Recht, die MaÉnahmen anzuordnen, die 
zur DurchfÄhrung der militÇrischen Aufgaben erforderlich sind. Seine Anordnungen auf diesem Gebiet gehen al-
len anderen, auch denen der Reichskommissare vor.

Dienstanweisung, Aufstellungsbefehl und Anweisungen Äber die Zuteilung der erforderlichen KrÇfte folgen ge-
sondert.

Der Zeitpunkt der BefehlsÄbernahme durch die Wehrmachtbefehlshaber wird befohlen werden, sobald die militÇ-
rische Lage einen Wechsel in den BefehlsverhÇltnissen ohne StÅrung der Operationen zulÇsst. Bis dahin bleiben 
die vom O.K.H. eingesetzten Dienststellen nach denselben GrundsÇtzen, wie sie fÄr die Wehrmachtbefehlshaber 
festgelegt sind, in TÇtigkeit.

4.) Mit der einheitlichen Leitung der Wirtschaftsverwaltung im Operationsgebiet und in den politischen Verwal-
tungsgebieten hat der FÄhrer den Reichsmarschall beauftragt, der diese Aufgabe dem Chef des Wi RÄ Amtes Ä-
bertragen hat. Besondere Richtlinien hierzu ergehen vom OKW/Wi RÄ Amt.
5.) Die Masse der PolizeikrÇfte wird den Reichskommissaren unterstellt. Forderungen auf Unterstellung von Poli-
zeikrÇften im Operationsgebiet werden vom O.K.H. frÄhzeitig an OKW/WFSt/Abt. Landesverteidigung erbeten.
6.) Das Verhalten der Truppe gegenÄber der BevÅlkerung und die Aufgaben der Wehrmachtgerichte werden ge-
sondert geregelt und befohlen werden.

II. Personen , Waren und Nachrichtenverkehr.

7.) FÄr die vor Beginn der Operationen erforderlichen MaÉnahmen zur BeschrÇnkung des Personen , Waren und 
Nachrichtenverkehrs nach Russland ergehen durch OKW/WFSt besondere Richtlinien.
8.) Mit Beginn der Operationen ist die deutsch sowjetrussische Grenze, spÇter die rÄckwÇrtige Grenze des Opera-
tionsgebietes durch den Ob. d. H. fÄr jeden nichtmilitÇrischen Personen , Waren und Nachrichtenverkehr, mit 
Ausnahme der vom ReichsfÄhrer SS nach Weisung des FÄhrers einzusetzenden Polizeiorgane, zu sperren. Unter-
kunft und Versorgung dieser Organe regelt OKH Gen.Qu., der hierzu beim ReichsfÄhrer SS die Abstellung von 
Verbindungsoffizieren anfordern kann.

Die Grenzsperre erstreckt sich auch auf leitende PersÅnlichkeiten und Beauftragte der Obersten ReichsbehÅrden 
und Dienststellen der Partei. OKW/WFSt wird die Obersten ReichsbehÅrden und Parteidienststellen dementspre-
chend benachrichtigen. Ñber Ausnahmen von dieser Grenzsperre entscheiden der Ob. d. H. und die von ihm be-
auftragten Dienststellen.

Von den fÄr die Polizeiorgane des ReichsfÄhrers SS nÅtigen Sonderregelungen abgesehen, sind AntrÇge auf Ein-
reisegenehmigungen ausschlieÉlich an den Ob. d. H. zu leiten.

III. Richtlinien fÇr RumÅnien, Slowakei, Ungarn und Finnland.

9.) Die erforderlichen Vereinbarungen mit diesen Staaten werden entsprechend den AntrÇgen der Oberkomman-
dos vom OKW in Verbindung mit dem AuswÇrtigen Amt getroffen. Soweit darÄber hinaus im weiteren Verlauf 
der Operationen besondere Rechte sich als notwendig erweisen sollten, sind sie beim OKW zu beantragen.
10.) Polizeiliche MaÉnahmen zum unmittelbaren Schutz der Truppe sind, unabhÇngig von der Ñbertragung be-
sonderer Rechte, zulÇssig. Weitere Anordnungen hierÄber ergehen spÇter.
11.) Besondere Anordnungen fÄr den Bereich dieser Staaten Äber: Beschaffung von Verpflegung und Futtermit-
teln, Unterkunft und GerÇt, Ankauf und Warenversand, Geldversorgung und Zahlungsregelung, Besoldung, Scha-
denersatzansprÄche, Post und Telegraphenwesen, Verkehrswesen, Gerichtsbarkeit, folgen spÇter.



12

WÄnsche der Wehrmachtteile und Dienststellen des OKW auf diesen Gebieten an die Regierungen dieser LÇnder 
sind dem OKW/WFSt/Abt. Landesverteidigung bis zum 27. MÇrz 1941 anzumelden.

IV. Richtlinien fÇr Schweden.

12.) Da Schweden lediglich Durchmarschgebiet werden kann, sind fÄr den Befehlshaber der deutschen Truppen 
keine besonderen Befugnisse vorgesehen. Er ist jedoch berechtigt und verpflichtet, den unmittelbaren Schutz der 
Eisenbahntransporte gegen Sabotageakte und Angriffe sicher zu stellen.

Der Chef des Oberkommandos der Wehrmacht 

gez. Keitel

Çber die Kriegsgerichtsbarkeit im Krieg gegen Russland
Hitlers Erlass vom 13. Mai 1941 (gekÄrzt)

1. (...)
2. FreischÇrler sind durch die Truppe im Kampf oder auf der Flucht schonungslos zu erledigen.
3. Auch alle anderen Angriffe feindlicher Zivilpersonen gegen die Wehrmacht, ihre AngehÅrigen und das Gefolge 
sind von der Truppe auf der Stelle mit den ÇuÉersten Mitteln bis zur Vernichtung des Angreifers niederzukÇmp-
fen.
4. Wo MaÉnahmen dieser Art versÇumt wurden oder zunÇchst nicht mÅglich waren, werden tatverdÇchtige Ele-
mente sogleich einem Offizier vorgefÄhrt. Dieser entscheidet, ob sie zu erschieÉen sind.
Gegen Ortschaften, aus denen die Wehrmacht hinterlistig oder heimtÄckisch angegriffen wurde, werden unver-
zÄglich auf Anordnung eines Offiziers in der Dienststellung mindestens eines Bataillons usw. Kommandeurs kol-
lektive GewaltmaÉnahmen durchgefÄhrt, wenn die UmstÇnde eine rasche Feststellung einzelner TÇter nicht gestat-
ten.
5. Es wird ausdrÄcklich verboten, verdÇchtige TÇter zu verwahren, um sie bei WiedereinfÄhrung der Gerichtsbar-
keit Äber Landeseinwohner an die Gerichte abzugeben.

Behandlung der Straftaten von AngehÉrigen der Wehrmacht und des Gefolges gegen Landeseinwohner.

1. FÄr Handlungen, die AngehÅrige der Wehrmacht und des Gefolges gegen feindliche Zivilpersonen begehen, 
besteht kein Verfolgungszwang, auch dann nicht, wenn die Tat zugleich ein militÇrisches Verbrechen oder Verge-
hen ist.
2. (...) 
3. Der Gerichtsherr prÄft daher, ob in solchen FÇllen eine disziplinÇre Ahndung angezeigt oder ob ein gerichtli-
ches Einschreiten notwendig ist. Der Gerichtsherr ordnet die Verfolgung von Taten gegen Landeseinwohner im 
kriegsgerichtlichen Verfahren nur dann an, wenn es die Aufrechterhaltung der Manneszucht oder die Sicherung 
der Truppe erfordert. Das gilt z. B. fÄr schwere Taten, die auf geschlechtlicher Hemmungslosigkeit beruhen, einer 
verbrecherischen Veranlagung entspringen oder ein Anzeichen dafÄr sind, dass die Truppe zu verwildern droht. 
Nicht milder sind in der Regel zu beurteilen Straftaten, durch die sinnlos UnterkÄnfte sowie VorrÇte oder anderes 
Beutegut zum Nachteil der eigenen Truppe vernichtet wurden.

Richtlinien fÅr die Behandlung politischer Kommissare

"Kommissarbefehl" vom 6. Juni 1941 (gekÄrzt)

Im Kampf gegen den Bolschewismus ist mit einem Verhalten des Feindes nach den GrundsÇtzen der Menschlich-
keit oder des VÅlkerrechts nicht zu rechnen. Insbesondere ist von den politischen Kommissaren aller Art als den 
eigentlichen TrÇgern des Widerstandes eine hasserfÄllte, grausame und unmenschliche Behandlung unserer Ge-
fangenen zu erwarten.

Die Truppe hat sich bewusst zu sein:
1. In diesem Kampfe ist Schonung und vÅlkerrechtliche RÄcksichtnahme diesen Elementen gegenÄber falsch. Sie 
sind eine Gefahr fÄr die eigene Sicherheit und die schnelle Befriedung der eroberten Gebiete.
2. Die Urheber barbarisch asiatischer Kampfmethoden sind die politischen Kommissare. Gegen diese muss daher 
sofort und ohne weiteres mit aller SchÇrfe vorgegangen werden.

Sie sind daher, wenn im Kampf oder bei Widerstand ergriffen, grundsÇtzlich sofort mit der Waffe zu erledigen.

Im Ñbrigen gelten folgende Bestimmungen:

I. Operationsgebiet

1. Politische Kommissare, die sich gegen unsere Truppe wenden, sind entsprechend dem Erlass Äber AusÄbung 
der Gerichtsbarkeit im Gebiet "Barbarossa" zu behandeln. Dies gilt fÄr Kommissare jeder Art und Stellung, auch 
wenn sie nur des Widerstandes, der Sabotage oder der Anstiftung hierzu verdÇchtig sind.

Auf die Richtlinien Äber das Verhalten der Truppe in Russland wird verwiesen.
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2. Politische Kommissare als Organe der feindlichen Truppe sind kenntlich an besonderen Abzeichen roter Stern 
mit goldenem eingewebtem Hammer und Sichel auf den Ürmeln. Sie sind aus den Kriegsgefangenen sofort, d. h. 
noch auf dem Gefechtsfelde, abzusondern. Dies ist notwendig, um ihnen jede Einflussnahme auf die gefangenen 
Soldaten zu nehmen. Diese Kommissare werden nicht als Soldaten anerkannt; der fÄr Kriegsgefangene vÅlker-
rechtlich geltende Schutz findet auf sie keine Anwendung. Sie sind nach durchgefÄhrter Absonderung zu erledi-
gen.

3. Politische Kommissare, die sich keiner feindlichen Handlung schuldig machen oder einer solchen verdÇchtig 
sind, werden zunÇchst unbehelligt bleiben. Erst bei der weiteren Durchdringung des Landes wird es mÅglich sein, 
zu entscheiden, ob verbliebene FunktionÇre an Ort und Stelle belassen werden kÅnnen oder an die Sonderkom-
mandos abzugeben sind. Es ist anzustreben, dass diese selbst die ÑberprÄfung vornehmen.

Bei der Beurteilung der Frage, ob "schuldig oder nicht schuldig" hat grundsÇtzlich der persÅnliche Eindruck von 
der Gesinnung und Haltung des Kommissars hÅher zu gelten als der vielleicht nicht zu beweisende Tatbestand.

Çber das Verhalten der Truppe im Ostraum
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Die Russen gehÅrten nach der NS-Rassenlehre zu den slawischen Untermenschen, Hitler ÇuÉerte sich Äber die 
"OstvÅlker" entsprechend. Er sprach bei Tisch hÇufig Äber seine politischen Ansichten und PlÇne, hier eine Mit-
schrift eines solchen TischgesprÇches vom April 1942 Äber die PlÇne fÄr die "Untermenschen"

"FÄr die Beherrschung der von uns im Osten des Reichs unterworfenen VÅlker mÄsse es deshalb oberster Grund-
satz sein, den WÄnschen nach individueller Freiheit weitgehendst zu entsprechen, jede staatliche Organisation zu 
vermeiden und die AngehÅrigen dieser VÅlkerschaften dadurch auf einem mÅglichst niedrigen Kulturniveau zu 
halten. Man mÄsse stets davon ausgehen, dass diese VÅlker uns gegenÄber in erster Linie die Aufgabe haben, uns 
wirtschaftlich zu dienen. Es mÄsse daher unser Bestreben sein, mit allen Mitteln wirtschaftlich aus den besetzten 
russischen Gebieten herauszuholen, was sich herausholen lasse. 
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Einen Anreiz zur Ablieferung ihrer landwirtschaftlichen Erzeugnisse und zur ZurverfÄgungstellung ihrer Arbeits-
kraft im Bergbau und in der RÄstungsfabrikation kÅnne man dadurch fÄr sie in ausreichendem MaÉe schaffen, daÉ 
man ihnen Industrieprodukte und so weiter nach Wunsch in Verkaufsmagazinen zum Kauf bereithalte. Wenn man 
sich darÄber hinaus um das Wohl jedes einzelnen kÄmmern wolle, so wÄrde man ohne eine Staatsorganisation 
nach dem Muster unserer staatlichen Verwaltung nicht auskommen und lediglich Hass gegen uns erzeugen. 

Denn je primitiver die Menschen seien, desto stÇrker empfÇnden sie jede EinschrÇnkung ihrer persÅnlichen Frei-
heit als Zwang. Hinzu komme, dass man ihnen mit einer staatlichen Verwaltungsorganisation eine MÅglichkeit an 
die Hand gebe, sich zu einer groÉen Einheit zusammenzufinden und diese Organisation eventuell sogar gegen uns 
zum Einsatz zu bringen. Das hÅchste, was man ihnen an Verwaltungsorganisation zugestehen kÅnne, sei deshalb 
die Gemeindeverwaltung, und auch die nur insoweit, als es zur Erhaltung der Arbeitskraft, das heiÉt zur Sicher-
stellung der tÇglichen BedÄrfnisse des einzelnen, erforderlich sei. 

Auch die Bildung von Dorfgemeinschaften mÄsse man aber so gestalten, dass sich keine Gemeinsamkeiten zwi-
schen benachbarten Dorfgemeinschaften herausbilden kÅnnten. Auf jeden Fall sei deshalb die Schaffung einheitli-
cher Kirchen fÄr grÅÉere russische Gebietsteile zu verhindern. In unserem Interesse kÅnne es lediglich liegen, 
wenn jedes Dorf seine eigene Sekte habe, die ihre eigenen Gottesvorstellungen entwickle. Selbst wenn sich auf 
diese Weise in einzelnen DÅrfern Zauberkulte, wie bei den Negern und Indianern, bilden sollten, kÅnnten wir das 
nur begrÄÉen, weil es die Zahl der trennenden Momente im russischen Raum nur vermehre. 

Wenn er vorhin gesagt habe, dass jeder Aufbau einer groÉen Staatsverwaltung zu unterbleiben habe und unsere 
Kommissare sich dort lediglich mit der Beaufsichtigung und Wirtschaftslenkung zu befassen hÇtten, so sei damit 
selbstverstÇndlich auch jede andere Organisationsform fÄr die unterworfenen VÅlker verneint. Es solle daher ja 
kein Lehrer daherkommen und plÅtzlich den Schulzwang fÄr die unterworfenen VÅlker verkÄnden wollen. Kennt-
nisse der Russen, Ukrainer, Kirgisen und so weiter im Lesen und Schreiben kÅnnten uns nur schaden. Denn sie 
ermÅglichten es helleren KÅpfen, auch ein gewisses Geschichtswissen zu erarbeiten und damit zu politischen Ge-
dankengÇngen zu kommen, die irgendwie immer ihre Spitze gegen uns haben mÄssten. 

Es sei viel besser, in jedem Dorf einen Radiolautsprecher aufzustellen, um den Menschen auf diese Weise Neuig-
keiten zu erzÇhlen und Unterhaltungsstoff zu bieten, als sie zur selbstÇndigen Erlangung politischer, wissenschaft-
licher und so weiter Erkenntnisse zu befÇhigen. Man solle es sich daher auch ja nicht einfallen lassen, den unter-
worfenen VÅlkern im Radio Dinge Äber ihre Vorgeschichte zu erzÇhlen, man mÄsse ihnen vielmehr durch den 
Rundfunk Musik und noch einmal Musik vermitteln. 

Denn lustige Musik fÅrdere die Arbeitsfreude. Und wenn die Leute viel tanzen kÅnnten, so werde auch das nach 
unseren Erfahrungen in der Systemzeit allgemein begrÄÉt werden. Das einzige, was in den besetzten russischen 
Gebieten organisiert werden mÄsse, sei der Verkehr. Denn die verkehrsmÇÉige AufschlieÉung des Landes sei eine 
der wesentlichsten Vorbedingungen zu seiner Beherrschung und wirtschaftlichen Ausnutzung. Das Verkehrs-
punkt-System mÄssten deshalb auch die Unterworfenen lernen. Das sei aber auch das einzige Gebiet, auf dem 
man sich von uns aus 'bilden' mÄsse. 

Was die Hygiene der unterworfenen BevÅlkerung angehe, so kÅnnten wir kein Interesse daran haben, ihnen unsere 
Erkenntnisse zu vermitteln und dadurch ihnen eine von ihnen absolut nicht gewÄnschte Basis fÄr einen ungeheu-
ren BevÅlkerungszuwachs zu geben. Er verbiete deshalb, fÄr diese Gebiete Sauberkeitsaktionen unserer Art 
durchzufÄhren. Auch der Impfzwang dÄrfe in ihnen nur fÄr Deutsche gelten, Deutsche Ürzte seien nur fÄr die Be-
handlung Deutscher in den deutschen Siedlungen einzusetzen. Auch sei es 
Unsinn, die unterworfenen VÅlkerschaften mit unserem Wissen auf dem 
Gebiet der Zahnheilkunde beglÄcken zu wollen. Man mÄsse dabei aber vor-
sichtig zu Werke gehen, damit unsere Tendenz nicht auffalle. Wenn also ein 
Zahnkranker absolut von einem Arzt behandelt sein wolle, gut, dann mÄsse 
man auch einmal eine Ausnahme machen. 

Der grÅÉte Unsinn, den man in den besetzten Ostgebieten machen kÅnne, 
sei der, den unterworfenen VÅlkern Waffen zu geben. Die Geschichte lehre, 
dass alle HerrenvÅlker untergegangen seien, nachdem sie den von ihnen un-
terworfenen VÅlkern Waffen bewilligt hÇtten. Ja, man kÅnne geradezu sa-
gen, dass die Auslieferung von Waffen an die unterworfenen VÅlker eine 
conditio sine qua non fÄr den Untergang der HerrenvÅlker sei. Es sei des-
halb nÅtig, dass wir die Aufrechterhaltung der Sicherheit und Ordnung 
durch eigene Truppen im gesamten besetzten russischen Raum gewÇhrleis-
ten. Die besetzten Ostgebiete mÄssten deshalb von einem Netz von MilitÇr-
stÄtzpunkten durchzogen sein. Alle Deutschen, die in diesem Raum leben, 
mÄssten persÅnlichen Kontakt mit ihnen haben, das heiÉt, sich persÅnlich 
mit ihnen verbunden fÄhlen. Im Ñbrigen mÄssten sie so straff organisiert 
sein, daÉ eine auf weite Sicht hinaus geplante deutsche Siedlungspolitik ei-
nen immer stÇrker werdenden deutschen Volkstumskeil in den von uns un-
terworfenen Raum vortreiben kÅnne."
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SS-FÄhrer Heinrich Himmler legte im Generalplan Ost fest, was nach dem Sieg Äber die Sowjetunion 
zu geschehen habe. Es war der Plan fÄr einen weiteren Holocaust, der in diesem geplanten Umfang 
nicht mehr stattfinden konnte, aber in der Zeit in der groÉe Teile der Sowjetunion durch deutsche Trup-
pen besetzt waren, defakto bereits ablief. Wiedergabe gekÄrzt aus nadir.org.

Germanisierungspolitik des NS-Regimes in den besetzten Ostgebieten 1939-45

Am 7.10.1939, fÄnf Wochen nach dem deutschen Ñberfall auf Polen, unterzeichnete Hitler einen Erlass, der den 
Chef der SS Heinrich Himmler zum "Reichskommissar fÄr die Festigung deutschen Volkstums" machte und ihn 
dadurch mit der "ZurÄckfÄhrung" der Reichs- und "Volksdeutschen" aus dem Ausland und mit der "Ausschaltung 
des schÇdlichen Einflusses volksfremder BevÅlkerungsteile" beauftragte. Himmler wurde auÉerdem zur "Gestal-
tung neuer Siedlungsteile" ermÇchtigt.

Hitler und Stalin hatten am 23.8.1939 in einem geheimen Zusatzprotokoll zum deutsch-sowjetischen Nichtan-
griffspakt Osteuropa in Interessensgebiete aufgeteilt. Nach dem Sieg Äber die polnische Armee wurde dann im 
Oktober ohne ZÅgern mit der "Eindeutschung" der besetzten westpolnischen Gebiete begonnen.

Die SS war als Terrororgan fÄr die "Sicherheit" im Lande zustÇndig. Dabei wurden durch den Holocaust, aber 
auch infolge von Massenmorden an z.B. der Intelligenz Äber sechs Millionen polnische BÄrger umgebracht, d.h. 
jeder fÄnfte Einwohner kam ums Leben.

Himmler hatte schon 1939 "Einige Gedanken Äber die Behandlung der FremdvÅlkischen im Osten" zu Papier ge-
bracht, die die Essenz der deutschen Germanisierungs- und Ostpolitik enthielten. Die Grundidee bestand darin, die 
BevÅlkerung des Ostens zunÇchst in mÅglichst viele Teile zu zersplittern und die in deutschen Augen "rassisch 
minderwertigen" - das war die Äberwiegende Mehrheit - zu unterdrÄcken. Himmler sah die LÅsung seiner Proble-
me in der Erziehung, Sichtung und Siebung der Jugendlichen. Er schlug vor: "FÄr die nichtdeutsche BevÅlkerung 
des Ostens darf es keine hÅhere Schule geben als die vierklassige Volksschule. Das Ziel dieser Volksschule hat 
lediglich zu sein: Einfaches Rechnen bis hÅchstens 500, Schreiben des Namens, eine Lehre, dass es ein gÅttliches 
Gebot ist, den Deutschen gehorsam zu sein und ehrlich, fleiÉig und brav zu sein. Lesen halte ich nicht fÄr erfor-
derlich. AuÉer dieser Schule darf es im Osten Äberhaupt keine Schule geben."

In der weitergefÄhrten Version Himmlers sollte dann "diese BevÅlkerung (..) als fÄhrerloses Arbeitsvolk zur Ver-
fÄgung stehen und Deutschland jÇhrlich Wanderarbeiter und Arbeiter fÄr besondere Arbeitsvorkommen stellen." 
Dieses Vorhaben bezog sich besonders auf das "Generalgouvernement", also den mittleren und sÄdlichen Teil Po-
lens (Bezirke Warschau, Krakau, Radom und Lubin). Juristisch war das Generalgouvernement ein "Nebenland" 
des Deutschen Reiches, d.h. eine Art Kolonie. 40/41 gab Himmler den Befehl, eine Gesamtkonzeption auszuarbei-
ten, die den Rahmen der Germanisierungspolitik in den bereits annektierten und noch zu erobernden Ostgebieten 
zwischen Oder und Ural abstecken sollte.

Spielwiese der SchreibtischtÅter

An der Ausarbeitung waren mehrere Dienststellen der SS beteiligt, in erster Linie der Chef der Planungsabteilung 
Konrad Meyer. Der sandte Ende Mai 1942 dem ReichsfÄhrer SS die befohlene Denkschrift "Generalplan Ost -
Rechtliche, wirtschaftliche und rÇumliche Grundlagen des Ostaufbaus".

Die Grundskizze des Generalplan Ost war diese: Die "deutschen Ostkolonien" sollten durch die Besiedlung auf 
"LehenshÅfen", die von Hitler vergeben wurden, germanisiert und "heim ins Reich" geholt werden. In diesen 
"Siedlungsmarken" sollten unter Leitung eines "Markhauptmannes" Siedlungspolitik und -planung, Siedlerauslese 
und -einsatz, SiedlungsdurchfÄhrung, -verwaltung und -finanzierung betrieben werden. 

Als Siedlungsmarken waren zunÇchst das Petersburger Land, Krim und Chersongebiet, das Memel- und Narew-
gebiet und auÉerdem 36 "SiedlungsstÄtzpunkte" geplant. Die Kosten des Projektes, das in fÄnf FÄnfjahresab-
schnitten vollzogen werden sollte, wurden mit 45,7 Milliarden Reichsmark geplant. Sie sollten durch Mittel des 
Reichshaushalts, durch KreditschÅpfung, durch "Tributleistungen der besiegten Gegner" und durch eine "Oststeu-
er" beschafft werden.

Unter der Ñberschrift "Menschenbesatz fÄr die Eindeutschung der eingegliederten Ostgebiete" hieÉ es im Gene-
ralplan: "Die Eindeutschung wird als vollzogen angenommen, wenn einmal der Grund und Boden in deutsche 
Hand ÄbergefÄhrt worden ist, zum anderen, wenn die beruflich SelbststÇndigen, die Beamten, Angestellten, geho-
benen Arbeiter und die dazugehÅrigen Familien deutsch sind."  Dieser "Menschenbedarf" sollte aus dem Altreich, 
durch Umsiedler aus Ñbersee, durch "germanische" Siedler aus Europa und durch "EindeutschungsfÇhige" in den 
besetzten Ostgebieten selbst gedeckt werden.

Im Juli 1942 hatte Himmler gegen den Widerstand der zivilen deutschen BehÅrden in Krakau die Einsiedlung von 
27.000 "Volksdeutschen" im Kreis Zamosc, dem ersten deutsche "GroÉsiedlungsgebiet" im Generalgouvernement 
angeordnet. Im November 1942 wurde der Befehl in Form eines Ñberfalls ausgefÄhrt. Tausende polnischer Bau-
ern wurden zwangsevakuiert, um Platz fÄr die "Volksdeutschen" zu schaffen. Die Folgen waren aber zurÄckge-
hende Ablieferquoten der Landwirtschaft und die Zunahme des polnischen Widerstands. Im FrÄhjahr 1943 wurde 
die Zamosc-Aktion eingestellt.
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Die in den vom Generalplan Ost betroffenen Gebieten lebende BevÅlkerung, die nicht dem NS-Rassenideal ent-
sprach, sollte mit Enteignung und Entrechtung, mit Pflicht zur Sklavenarbeit fÄr die neuen Siedler, mit Deportati-
on (nach Sibirien) und durch Ausrottung vertrieben bzw. vernichtet werden: "Es sei zu erwÇgen, ob nicht durch 
die Industrialisierung des baltischen Raumes zweckmÇÉigerweise die rassisch unerwÄnschten Teile der BevÅlke-
rung verschrottet werden kÅnnten". Einige NS- FunktionÇre wollten sie nach Russland abschieben, andere trÇum-
ten von einer Dreiklassengesellschaft, bei der die "FremdvÅlkischen" im Lande bleiben konnten. So herrschte Äber 
das Schicksal der betroffenen Menschen keine Klarheit. Geplant war die Umsetzung des Generalplan Ost in 30 
Jahren.

Himmler erschien dieser Zeitraum als zu lang und er verkÄrzte die "Eindeutschung" erst auf 25 und dann auf 20 
Jahre. Differenzen zwischen den unterschiedlichen Vorstellungen der SS und des Ostministeriums und Zweifel an 
der Umsetzung des Planes scheinen aber nicht der Hauptfaktor fÄr das Scheitern der Planung gewesen zu sein. 
Das Hauptproblem war eher die fehlende Motivation und StÇrkung des "Siedlungstriebes", denn das "Volk ohne 
Raum" drÇngte bei weitem nicht so heftig in die neuen SiedlungsrÇume, wie die NS-Propagandisten verkÄndeten 
und wie die Vollstrecker des Germanisierungswahnes wÄnschten: "Wie aus dem Plan hervorgeht, sollten 14 Mil-
lionen FremdvÅlkische in dem Raum verbleiben. Ob diese jedoch innerhalb der vorgesehenen Zeit von 30 Jahren 
wirklich umgevolkt und eingedeutscht werden, erscheint mehr als zweifelhaft, da auch nach dem vorliegenden 
Plan die Anzahl der deutschen Siedler nicht gerade betrÇchtlich ist."

Herrenmenschen

"Im Ostministerium interessiert nun aber ganz besonders die Frage, wo die rassisch unerwÄnschten Polen verblei-
ben sollen. Mehr oder minder 20 Millionen Polen in Westsibirien zwangsweise geschlossen anzusetzen, bedeutet 
zweifellos eine stÇndige, kompakte Gefahr des sibirischen Raumes, ein Herd des stÇndigen Aufruhrs gegen die 
deutsche Ordnungsmacht (..) Das man die Polenfrage nicht in dem Sinne lÅsen kann, dass man die Polen wie die 
Juden liquidiert, dÄrfe auf der Hand liegen. Eine derartige LÅsung der Polenfrage wÄrde das deutsche Volk bis in 
die ferne Zukunft belasten und uns Äberall die Sympathien nehmen, zumal auch andere NachbarvÅlker damit 
rechnen mÄssten, bei gegebener Zeit Çhnlich behandelt zu werden (..) Mehrere Millionen der uns gefÇhrlichsten 
Polen im Wege der Auswanderung in SÄdamerika unterzubringen, erscheint nicht unmÅglich." 

Es muss an dieser Stelle nochmals hervorgehoben werden: Der Generalplan Ost sah bis zu 20 Millionen Men-
schen als "ÄberflÄssig", d.h. als zur Ermordung bestimmt, an! (Anm.: Himmler soll sogar von 30 Millionen Sla-
wen gesprochen haben, die liquidiert werden sollten, wie der SS-General Bach-Zelewski beim NÄrnberger Prozess 
aussagte).

Himmler war mit dem Plan, der ihm im Juli 1942 vorgelegt wurde, nicht recht zufrieden. Er fÄhlte sich falsch ver-
standen: "In dem Zwanzigjahresplan mÄsse die totale Eindeutschung von Estland und Lettland sowie des gesam-
ten Generalgouvernements enthalten sein". Der Vorschlag, nur mit StÄtzpunkten zu arbeiten, gefiel Himmler e-
benfalls nicht. Er stellte sich die Germanisierung des Ostens flÇchendeckend vor. Von diesen Visionen und 
WunschtrÇumen, bei deren Realisierung etliche Millionen Menschen vertrieben, versklavt und vernichtet werden 
sollten, lieÉen die AnhÇnger des Germanisierungswahns auch nicht ab, als sich das "KriegsglÄck" lÇngst gewendet 
hatte.

Noch im August 1944 verkÄndete Himmler unter stÄrmischem Beifall: "Ñber das Problem, dass wir die Hundert-
tausende von Quadratkilometer (..), die wir verloren haben, im Osten wieder holen, brauchen wir uns Äberhaupt 
nicht zu unterhalten. Das ist ganz selbstverstÇndlich. Das Programm ist unverrÄckbar. (..) Wenn es den Kosaken 
geglÄckt ist, sich fÄr den russischen Zaren bis ans Gelbe Meer durchzufressen und das gesamte Gebiet allmÇhlich 
zu erobern, dann werden wir und unsere SÅhne es in drei Teufels Namen fertigbringen, Jahr fÄr Jahr, Generation 
fÄr Generation unsere Bauerntrecks auszurÄsten und von dem Gebiet, das wir zunÇchst hinter der militÇrischen 
Grenze haben, immer einige hundert Kilometer zunÇchst mit StÄtzpunkten zu versehen und dann allmÇhlich flÇ-
chenmÇÉig zu besiedeln und die anderen herauszudrÇngen. Das ist unsere Aufgabe."

Im gleichen Monat erreichte die Rote Armee OstpreuÉen, und wenig spÇter begann die Flucht aus den Ostgebie-
ten.

Nach der militÇrischen Zerschlagung des Nationalsozialismus sollte gemÇÉ des Willens der Alliierten das deutsch-
polnische Problem durch die Vertreibung aller Deutschen aus Polen auch aus dem kÄnftigen polnischen Territori-
um radikal gelÅst werden. Angesichts der deutschen Herrschaft auf polnischem Boden und der deutschen Besat-
zungspolitik 1941-44 in Russland waren Regungen des Mitleids fÄr die kÄnftigen Betroffenen der Vertreibung 
unwahrscheinlich.

Der Drang von Nationalsozialismus und Kapital nach Osten und die Methoden, mit denen er fÄr kurze Zeit ver-
wirklicht wurde, zerstÅrten auch die Grundlagen des Zusammenlebens der deutschsprachigen BevÅlkerung in 
RumÇnien, in Ungarn, in der Tschechoslowakei, in Jugoslawien und in Russland mit ihrer Umgebung, so dass 
auch diese Menschen zu groÉen Teilen ihre bisherigen Wohnorte verlassen mussten. Diese Umsiedlung war dabei 
nichts anderes als die Konsequenz aus der deutschen GrÇuelherrschaft Äber die Staaten Osteuropas! 
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Nach der Stalingradniederlage 1943 verlor Himmler das Interesse an einer endgÄltigen Fassung des 
Plans. Hitler befahl die Einstellung der Planungen von Nachkriegsprojekten. Der imperiale Kriegszug 
nach Osten war das Hauptmotiv der NS-Ideologie gewesen, die Umsetzung der "EntvÇlkerung" des Os-
tens hatte durch den "Vernichtungskrieg" gegen die Sowjetunion lÅngst begonnen. Durch den Sieg der 
Roten Armee Äber die deutsche Wehrmacht blieb dieser imperiale "Generalplan" unausgefÄhrt. Seine 
realen Auswirkungen hatte das rassistische Konzept der Nazis dessen ungeachtet:

Die Sowjetunion hatte bis zu 26 Millionen Tote zu beklagen, 
nach aktuellen Berechnungen 8,6 Millionen Soldaten und 17 
Millionen Zivilisten. Allein die Anzahl der Toten unter den ge-
fangenen Rotarmisten Çberstieg bis 1945 drei Millionen.

Die Vernichtung der ZivilbevÅlkerung erfolgt in erster Linie Äber 
den Hunger. Beispielsweise zeigt eine deutsche Statistik Äber die 
Versorgung der ZivilbevÅlkerung der Stadt Charkow im Jahre 
1942 Anteile der Hungertoten zwischen 33 und 77% der TodesfÇl-
le. Die Stimmung der russischen ZivilbevÅlkerung wurde immer 
verzweifelter, die Vorstellung der deutschen Seite, die BevÅlke-
rung der besetzten Gebiete zu reduzieren und trotzdem ein tragba-
res VerhÇltnis aufrecht zu erhalten, erweist sich klarerweise als Il-
lusion. Auch wenn sich antikommunistische, nationalistische Hilfswillige finden, die mit den Besatzern kooperie-
ren, sie blieben in den Augen der Eroberer trotzalledem Untermenschen ohne Rechte, ausgeliefert auf Gnade oder 
Ungnade.

Zum Abschluss ein Kapitel aus dem "Roman der Erinnerung" von Anatoli Naumowitsch Rybakow
(1911-1997). Dieser war ein SowjetbÄrger jÄdischer Abkunft, in den DreiÉigerjahren als Opfer des Sta-
linismus in Haft und Verbannung, im Krieg als Kfz-Offizier an der Eroberung Berlins beteiligt, in den 
FÄnfziger- und Sechzigerjahren in der UdSSR hauptsÅchlich als Jugendbuchautor erfolgreich, nach 
dem Ende der Sowjetunion bekannt durch seine Trilogie "Die Kinder vom Arbat", worin er mit dem Ter-
ror der Stalinzeit abrechnete. 

Das Kriegsende in Berlin

Am 28. Februar kapitulierte die Garnison von Posen, die wir umgangen hatten, und Ende MÇrz fiel KÄstrin. Jetzt 
war der KÄstriner BrÄckenkopf vollstÇndig in unserer Hand. Im April wurde endlich die gegnerische Gruppierung 
in OstpreuÉen zerschlagen. Nun bedrohten keine deutschen Truppen mehr unsere rechte Flanke. Der Sturm auf 
Berlin konnte beginnen. Die Soldaten wurden fÄr den StraÉenkampf ausgebildet, von den StalingradkÇmpfern hat-
ten nur wenige Äberlebt. Unser 4. GardeschÄtzenkorps bekam den schwierigsten und ehrenvollsten Abschnitt zu-
gewiesen, die Angriffsachse KÄstrin Stadtzentrum von Berlin. Der Korpsstab befand sich in einem LagergebÇude 
aus Stahlbeton, umgeben von einem Wall und einem Wassergraben. Die Sicht betrug zwÅlf Kilometer nach allen 
Seiten.

Am 16. April um 5 Uhr frÄh donnerten viele tausend GeschÄtze los. Granaten, Minen, Fliegerbomben detonierten 
und erschÄtterten die Erde. Tausende bunter Leuchtkugeln stiegen in den Himmel, und im selben Moment flamm-
ten 140 mÇchtige Scheinwerfer auf, beleuchteten das Schlachtfeld, blendeten den Gegner und entrissen der Dun-
kelheit die Angriffsziele unserer Panzer und unserer Infanterie.

In dem dichten Vorhang von Staub und Qualm gingen unsere Truppen zum Angriff vor. Aber der zunÇchst ver-
wirrte Gegner fasste sich und leistete verzweifelten Widerstand. Er war oben, wir waren unten, wie auf dem PrÇ-
sentierteller. Die BrÄcken waren gesprengt, die Soldaten kletterten Äber die zerschlagenen TrÇger. Glasunow be-
fahl, die Mantelrollen im Tross zu lassen, der wÄrde sie nachbringen, und ohne GepÇck anzugreifen, vor allem 
mehr Patronen und Handgranaten mitzunehmen. Dem Gegner half obendrein das Hochwasser; die Wiesen, Niede-
rungen und Ücker waren Äberschwemmt und verschlammt, bei der FÄhrung der Front und der Armee wurde man 
nervÅs und schickte drohende chiffrierte FunksprÄche. Glasunow blieb gelassen, er leitete selbstsicher den Kampf. 
Gegen Mittag des ersten Angriffstages nahm die Division Schugajew die beherrschenden HÅhen nÅrdlich von 
Seelow, und am Abend kÇmpfte sich die Division Salisjuk an den Bahnhof Seelow heran. Der Feind gab sich 
nicht gefangen, wich nicht zurÄck, jedes Haus musste im Kampf erobert werden. Am frÄhen Morgen des 18. April 
schlugen TeilkrÇfte unseres Korps den Feind zurÄck und rÄckten weiter nach Westen vor.

Der Gegner warf neue und immer neue Reserven in den Kampf. General Glasunow bemerkte: "Die Deutschen 
machen einen groÉen Fehler, wir vernichten sie nach und nach. Sie mÄssten alles zusammenfassen und uns von 
ausgebauten Stellungen aus aufhalten, davon haben sie doch genug." Wir rÄckten kÇmpfend vor. Der Gegner leis-
tete Widerstand, aber das waren schon Greise und Kinder. Sie kÇmpften, so gut es ging, aber sie glaubten nicht an 
den Sieg, obwohl es in ihren FlugblÇttern hieÉ: "Berlin bleibt deutsch!", "Sieg oder Bolschewismus". Das Wetter 
war scheuÉlich, kalt und unfreundlich.
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"Ein finsterer FrÄhling", sagte Glasunow.

Am Abend drangen die vordersten Truppen des Korps in den Åstlichen Vorort Mahlsdorf ein und stieÉen unter 
StraÉenkÇmpfen weiter vor.

Also, wir waren in Berlin!

Am 23. April forcierte das Korps die Spree und setzte die StraÉenkÇmpfe fort. Die Deutschen, die mit Maschinen-
pistolen und PanzerfÇusten bewaffnet waren, mÄssten aus jedem Haus vertrieben werden, sie kÇmpften um jeden 
Treppenabsatz. In den Kellern saÉen Greise, Frauen und Kinder.

Am 25. April Äberquerte das Korps den Landwehrkanal, besetzte den Bezirk NeukÅlln und erreichte die Berliner 
StraÉe. Die Deutschen verteidigten sich hartnÇckig, sie hatten Zivilsachen angezogen und schossen den russischen 
Soldaten in den RÄcken. Unsere weitreichende Artillerie arbeitete schlecht, sie beharkte die eigenen Leute, und 
Glasunow bat Tschuikow, die Artillerie von unserm Abschnitt wegzunehmen. Eine kurze Nacht, eine kurze Ver-
schnaufpause, am 26. April wieder in den Kampf, brennende GebÇude, Qualm, Staub, das Atmen fiel schwer. Mit 
erhobenen HÇnden kamen alte MÇnner aus den HÇusern, Soldaten des Volkssturms, und ergaben sich.

Am 27. und 28. April lag unser Korpsstab in der WilhelmstraÉe. Gleich am ersten Tag fiel mir im Hof eine mage-
re Frau mit dunkler Brille auf, sie trug einen schwarzen Mantel und ein schwarzes Kopftuch. Und sie sah mich 
aufmerksam an. Am Abend stand sie wieder da und sah mich an. Am nÇchsten Tag trat sie unschlÄssig auf mich 
zu und hielt mir einen Fetzen Papier hin. Darauf war ein sechszackiger Davidstern gezeichnet, ein "Magen Da-
vid". Klarer Fall: eine JÄdin, die sich versteckt hatte, und als die Russen gekommen waren, hatte sie sich ent-
schlossen, sich einem sowjetischen jÄdischen Offizier zu offenbaren, indem sie ihm den "Magen David" zeigte.

Ich nahm sie mit in den Stab, bat sie, den Mantel abzulegen, sie erschrak: "Nein nein", schob nur das Tuch auf die 
Schultern. Ihr schwarzes Haar war stark ergraut, sie war entkrÇftet, mochte fÄnfunddreiÉig bis vierzig Jahre alt 
sein, sah aber wie eine alte Frau aus. Ich konnte auch ein bisschen deutsch und franzÅsisch, sie konnte auch ein 
bisschen franzÅsisch, in den beiden Sprachen verstÇndigten wir uns. "MÅchtest du was essen?" Sie lehnte ab, wil-
ligte dann aber ein, aÉ langsam, vorsichtig, aber ich sah, wie hungrig sie war. Sie hieÉ Emma. Doch als sie mir ihr 
Alter sagte, erstarrte ich, sechzehn Jahre!

Ihre Geschichte: Sie hatte Klavierunterricht bei einer Frau KrÅber, die in der NÇhe wohnte. 1940 wurde Emmas 
Familie, Vater, Mutter, GroÉmutter und zwei BrÄder, zusammen mit Tausenden anderer Berliner Juden nach Po-
len deportiert. Wusste sie etwas von deren Schicksal? Sie schwieg. Aber ich wusste Bescheid. Ich war in Krakau 
gewesen und in Lublin, ich hatte Auschwitz und Maidanek gesehen. Ich glaube, sie wusste auch Bescheid.

Frau KrÅber hatte Emma bei sich behalten. Wie hatte sie sich dazu entschlieÉen kÅnnen? Die SS hatte in Berlin 
intensiv nach untergetauchten Juden gefahndet und grausam mit Leuten abgerechnet, die Juden bei sich versteck-
ten. Aber sie hatte sich entschlossen. Und Emma fÄnf Jahre lang versteckt! Sie war Witwe, kinderlos, vielleicht 
hatte sie das MÇdchen liebgewonnen, ihre Begabung hoch geschÇtzt und naiv geglaubt, Talent kÅnne die TragÅ-
dien und Ñbeltaten der Zeit Äberwinden.

WÇhrend ich Emma zuhÅrte, betrachtete ich sie, und allmÇhlich schaute in dem gealterten Gesicht, in den Umris-
sen des Mundes, des Kinns, des schlanken Halses und der schmalen Schultern das junge MÇdchen durch.

Sie sprach langsam, mit Pausen, als hÇtte sie in den fÄnf Jahren das Sprechen verlernt. Sie hatte in einer dunklen 
Kammer gesessen, und wenn Frau KrÅber zu ihr kam, sprachen sie nur flÄsternd, denn "die WÇnde hatten Ohren". 
Und das fÄnf Jahre lang! Emma hatte nicht gewagt, durch die Wohnung zu gehen, denn man hÇtte sie durchs 
Fenster sehen kÅnnen, vielleicht hÇtten die Nachbarn auch ihre Schritte gehÅrt, darum hatte sie selbst das kleinste 
GerÇusch vermieden. Zu Frau KrÅber waren auch wÇhrend des Krieges KlavierschÄler gekommen, dann wurde 
die Kammer verschlossen, damit ein SchÄler nicht zufÇllig die TÄr Åffnete. Licht gab es nicht in der Kammer, und 
so hatte Emma die fÄnf Jahre im Dunklen verbracht und war eigentlich blind geworden. In Berlin hatte es Le-
bensmittelkarten gegeben, und die Rationen waren immer knapper geworden, also hatten sie gehungert.

Zum GlÄck wurde ihr Haus von keiner Bombe getroffen, sonst wÇre Emma entdeckt worden. Es gab Versuche, 
bei Frau KrÅber ausgebombte Nachbarn in die Wohnung einzuquartieren. Aber sie hatte nur zwei kleine Durch-
gangszimmer, in einem davon stand der FlÄgel, und SchÄler kamen. Die Gefahr ging vorÄber.

Emma konnte nicht mal sterben. "Ich wollte mich aufhÇngen, aber was hÇtte Frau KrÅber mit meiner Leiche ge-
macht? Man hÇtte sofort gewusst, dass sie eine JÄdin versteckt hatte, und sie zur Gestapo geschleppt."

"Das liegt hinter dir", sagte ich, "du lebst und bist erst sechzehn. Sei zuversichtlich. Soll ich dich zu unserer 
Kommandantur bringen?" 

Sie schrak zurÄck. "Warum?" "Dort bekommst du Lebensmittelkarten fÄr dich und Frau KrÅber." Sie schwieg, 
dann fragte sie: "Sagen Sie, sind die Amerikaner schon in Berlin?" "Die Amerikaner? Noch nicht. Willst du zu ih-
nen?" "Ich habe Verwandte in Amerika. Mein Vater hat mir die Adresse gegeben." 

"Das eine schlieÉt das andere nicht aus. Bis du ihnen schreibst und sie dir antworten, vergeht Zeit. Du musst zu dir 
kommen, du brauchst Çrztliche Hilfe." Sie senkte den Kopf. "Was meinen Sie, wann kommen die Amerikaner?" 
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"Ich weiÉ es nicht, wir haben ja noch Krieg. HÅrst du das SchieÉen? Wenn du willst, geh selber in die Komman-
dantur, dort sind Dolmetscher." 

"Ich muss erst mit Frau KrÅber sprechen." "Tu das." Sie bedankte sich, stand auf, zog das Tuch ins Gesicht und 
nickte mir zum Abschied zu.

Sie ist nicht in unsere Kommandantur gegangen. Wo magst du jetzt sein, Emma?

Den ganzen 30. April Äber fanden erbitterte Gefechte statt. Um 16.00 Uhr erschienen im Bereich unseres Korps 
deutsche ParlamentÇre. Wir stellten das Feuer ein. Um 17.40 kam in Begleitung seiner Suite General Krebs, Ver-
treter des deutschen Oberkommandos. Glasunow schickte ihn zum Kriegsrat, wo Krebs erklÇrte, Hitler habe sich 
erschossen, eine neue Regierung sei gebildet worden, und sie bÇten um Friedensverhandlungen. Ihnen wurde ge-
antwortet, es gebe keine Friedensverhandlungen, nur die bedingungslose Kapitulation. Als Krebs und seine Suite 
zurÄckgebracht wurden und dreiÉig Meter vor ihrer vordersten Linie waren, erÅffneten die Deutschen das Feuer 
und tÅteten unseren Begleitoffizier und zwei Soldaten. Die Unseren schossen zurÄck und die Infanterie ging zum 
Angriff vor. An diesem Tag wurde Äber dem Reichstag die sowjetische Fahne gehisst.

Am 2. Mai unterzeichnete der Berliner Stadtkommandant General Weidling die Kapitulationsbedingungen. 

Die Deutschen gaben ihre Waffen ab und wurden zum Flugplatz geschickt, wo eine Sammelstelle eingerichtet 
war. Die KÇmpfe in Berlin waren beendet. Die Stadt war zerstÅrt, die StraÉen unter den eingestÄrzten HauswÇn-
den begraben. Um die StraÉen zu rÇumen und die BrÇnde zu lÅschen, wurden Truppen eingesetzt und die BevÅl-
kerung mobilisiert.

Unglaublich, der Krieg war zu Ende.

Am 8. Mai wurde die Urkunde Äber die Kapitulation Deutschlands unterschrieben.

Am 9. Mai wurde der Tag des Sieges gefeiert. Und tÄchtig getrunken.

Anatoli Rybakow ist der Zweite von links

(diese PDF wurde zusammengestellt und mit kurzen Zwischentexten versehen von Erwin Peterseil)


